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Beim Abschluß des Versicherungsvertrags haben Sie ein Rücktritts- bzw. Widerspruchsrecht.

Rücktrittsrecht
Wenn Ihnen die Verbraucherinformation mit den Ver sicherungsbedingungen bei Antragstellung ausgehändigt wurde, haben Sie ein Rücktritts recht 
gemäß den folgenden Bestimmungen:

Sie können innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Abschluß vom Versiche rungsvertrag zurücktreten. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige 
Absen dung der Rücktrittserklä rung. Die Frist beginnt erst zu laufen, wenn wir Sie über Ihr Rücktrittsrecht belehrt und Sie dies mit Ihrer Unterschrift 
bestätigt haben. Wenn wir die Belehrung unterlassen, erlischt Ihr Rücktrittsrecht einen Monat nach Zahlung des Einlösungsbeitrags.

Widerspruchsrecht
Wenn Ihnen die Verbraucherinformation mit den Ver sicherungsbedingungen nicht bei Antragstellung ausgehändigt wurde, haben Sie ein Wider-
spruchsrecht gemäß den folgenden Bestimmun gen:

Mit dem Versicherungsschein übersenden wir Ihnen die Verbraucherinforma tion mit den Ver sicherungs bedin gungen. Sie können dem Zustande-
kommen des Versicherungs vertrags innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt dieser Unterlagen wider sprechen. Sollten Sie diese Unterlagen nicht voll-
ständig erhalten haben, endet die Frist ein Jahr nach Zahlung des Einlösungsbeitrags. Der Widerspruch muß in Textform erfolgen. Zur Wahrung 
der Frist genügt die recht zei tige Absendung Ihres Wider spruchs. 

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

mit dem Abschluß der Risikoversicherung treffen Sie eine positive Entscheidung für eine sinnvolle und sichere Vorsorge für den Todesfall. Sie sichern 
damit für den Fall des Ablebens der versicherten Person innerhalb der Versicherungsdauer die Zahlung eines Kapitals an die Hinterbliebenen.

Zusammen mit dem Versicherungsantrag und dem Versicherungsschein bildet diese Verbraucherinformation die rechtliche Grundlage 
des Versicherungsverhältnisses. In ihr fi nden Sie die Versicherungsbedingungen, Informationen zur Überschußbeteiligung Ihres Vertrages und 
allgemeine Hinweise zur steuerlichen Behandlung von Risikoversicherungen.

Als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner; für unser Vertragsverhältnis gelten die Informationen dieser Verbraucherinformation mit 
folgenden Bedingungen:

-     die Allgemeinen Bedingungen für die Risikoversicherung 

-     falls Sie den Wachstumsplan vereinbart haben: Die Besonderen Bedingungen für den Wachstumsplan zur Risikoversicherung

-     falls Sie die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung eingeschlossen haben: Die Bedingungen für die Berufsunfähigkeits-
Zusatz versicherung

-     falls Sie die Unfall-Zusatzversicherung eingeschlossen haben: Die Bedingungen für die Unfall-Zusatzversicherung

Die Tarifbezeichnung ist T 2 bzw. TG 2 (Kollektivversicherung nach Sondertarif). 

Ihre
Continentale Lebensversicherung a. G.

Herzlich willkommen
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I.    ALLGEMEINE BEDINGUNGEN FÜR DIE 
RISIKOVERSICHERUNG (FASSUNG 1/2004)

§ 1     Versicherungsformen und ihre Leistungen

Sie haben als Versicherungsnehmer eine Risikoversicherung 
mit uns vereinbart.

Risikoversicherung
Wir zahlen die vereinbarte Versicherungssumme bei Tod der 
versicherten Person während der Versicherungsdauer.

Nichtrauchervereinbarung
Nichtraucher zahlen wegen ihrer höheren Lebenserwartung einen 
niedrigeren Beitrag. Die zu versichernde Person ist dann 
Nichtraucher, wenn sie in den vergangenen zwölf Monaten nicht 
geraucht hat und nicht beabsichtigt, in Zukunft zu rauchen. Wir 
haben das Recht, bei Antragstellung und nach jeweils zehn 
Versicherungsjahren von der versicherten Person eine 
Nichtraucher-Erklärung zu verlangen. 

Wenn die von uns verlangte Nichtraucher-Erklärung nicht 
vorgelegt wird, haben wir das Recht, den Beitrag um einen 
Risikozuschlag zu erhöhen, der dem Unterschied zwischen den 
Tarifbeiträgen für Raucher und Nichtraucher entspricht.

Wurde eine unrichtige Erklärung abgegeben, so kann dies den 
Verlust des Versicherungsschutzes zur Folge haben. Unsere 
Verpfl ichtung zur Leistung bleibt bei Tod jedoch bestehen, wenn 
das Rauchen nachweislich keinen Einfl uß auf den Eintritt des 
Versicherungsfalls hatte. § 8 gilt entsprechend.

Überschußbeteiligung
Über die beschriebenen garantierten Leistungen hinaus 
beteiligen wir Sie an den Überschüssen (vgl. § 16).

§ 2     Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn wir den Vertragsabschluß 
bestätigt und Sie den ersten oder einmaligen Beitrag (Ein-
lösungs bei trag) gezahlt haben. Vor dem im Versicherungs schein 
angegebe nen Beginn des Versicherungsvertrags besteht jedoch 
noch kein Versicherungsschutz.

§ 3     Können Sie vom Versicherungsvertrag 
zurücktreten oder dem Vertrags abschluß 
widersprechen?

Rücktrittsrecht
( 1 )       Wenn Ihnen die Verbraucherinforma tion mit den Ver-

sicherungsbedingungen bei Antragstellung ausgehändigt wurde, 
haben Sie ein Rück tritts recht gemäß den folgenden 
Bestimmungen:

Sie können innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Abschluß 
vom Versicherungsvertrag zurücktreten. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung der Rücktrittserklä rung. Die 
Frist beginnt erst zu laufen, wenn wir Sie über Ihr Rücktrittsrecht 
belehrt und Sie dies mit Ihrer Unterschrift bestätigt haben. Wenn 
wir die Belehrung unterlassen, erlischt Ihr Rücktrittsrecht einen 
Monat nach Zahlung des Einlösungsbeitrags.

Widerspruchsrecht
( 2 )       Wenn Ihnen die Verbraucherinforma tion mit den Ver-

sicherungsbedingungen nicht bei Antragstellung ausge händigt 
wurde, haben Sie ein Widerspruchsrecht gemäß den folgenden 
Bestimmungen:

Mit dem Versicherungsschein übersenden wir Ihnen die 
Verbraucherinforma tion mit den Ver sicherungs bedin gungen. 
Sie können dem Zustandekommen des Versicherungs vertrags 
innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt dieser Unterlagen wider-
sprechen. Sollten Sie diese Unterlagen nicht vollständig erhalten 
haben, endet die Frist ein Jahr nach Zahlung des Ein-
lösungsbeitrags (vgl. § 4). Der Widerspruch muß in Textform 
erfolgen. Zur Wahrung der Frist genügt die recht zei tige 
Absendung Ihres Wider spruchs. Auf Ihr Wider spruchsrecht 
weisen wir Sie bei Übersendung der Unterlagen hin.

§ 4     Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu 
beachten?

( 1 )       Die Beiträge zu Ihrer Risikoversicherung können Sie je nach 
Verein barung in einem einzi gen Betrag (Einmalbeitrag) oder 
durch jährliche Beitragszahlungen (Jahresbeiträge) ent richten.

 
( 2 )       Die Jahresbeiträge werden zu Beginn eines jeden Ver-

sicherungsjahrs fällig. Nach Vereinbarung können Sie die 
Jahresbeiträge auch durch halbjährliche, vierteljährliche oder 
monatliche Ratenzahlung erbringen.

( 3 )       Bei Fälligkeit der Versicherungsleistung werden wir alle noch 
nicht gezahl ten Raten des laufenden Versicherungsjahrs und 
etwaige Beitrags rückstände verrechnen.

Kapitel I: Allgemeine Bedingungen
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( 4 )       Der Einlösungsbeitrag, d.h. der Einmalbeitrag, der erste 
Jahresbeitrag oder, bei Vereinbarung von Ratenzahlungen, die 
erste Rate wird sofort nach Abschluß des Versiche rungsvertrags 
fäl lig, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versicherungs beginn. 
Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge) sind jeweils zum 
Fälligkeitstag an uns zu zahlen.

§ 5     Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht 
rechtzeitig zahlen?

Einlösungsbeitrag
( 1 )       Wenn Sie den Einlösungsbeitrag nicht rechtzeitig zahlen, so 

können wir die Beiträge für das erste Versicherungsjahr auch 
bei Vereinbarung von Ratenzahlungen sofort verlangen oder 
– solange die Zahlung nicht erfolgt ist – vom Versicherungs-
vertrag zurücktreten. Es gilt als Rücktritt, wenn wir unseren 
Anspruch auf den Einlösungs bei trag nicht innerhalb von drei 
Monaten vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend machen.

Folgebeitrag
( 2 )       Wenn Sie einen Folgebeitrag oder einen sonstigen Betrag, den 

Sie aus dem Versiche rungsverhältnis schulden, nicht rechtzeitig 
zahlen, so erhal ten Sie von uns eine schriftliche Mahnung. 
Begleichen Sie den Rückstand nicht innerhalb der in der 
Mahnung gesetzten Frist von mindestens zwei Wochen, so 
entfällt oder vermindert sich damit Ihr Versicherungs schutz. Auf 
diese Rechtsfolgen werden wir Sie in der Mahnung ausdrücklich 
hinweisen.

( 3 )       Zahlen Sie schon im ersten Versicherungsjahr einen Folge-
beitrag nicht rechtzeitig, so wer den außerdem die noch 
ausstehenden Raten des ersten Jahresbeitrags sofort fällig.

§ 6     Wann und mit welchen Folgen können Sie Ihren 
Versicherungsvertrag kündigen oder beitragsfrei 
stellen?

Kündigung
( 1 )       Sie können Ihren Versicherungsvertrag kündigen

-     jederzeit zum Schluß des laufenden Versicherungsjahrs,

-     bei Vereinbarung von Ratenzahlungen auch innerhalb des 
Versiche rungsjahrs mit Frist von einem Monat zum Schluß 
eines jeden Raten zahlungsabschnitts, frühestens jedoch 
zum Schluß des ersten Versiche rungsjahrs.

Die Kündigung muß schriftlich erfolgen.

( 2 )       Die Kündigung ist für Sie mit Nachteilen verbunden, da der 
Versicherungsvertrag erlischt, ohne daß ein Rückkaufswert fällig 
wird. 

Entsprechend § 176 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) wird 
der Rückkaufswert nach den anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik als Zeitwert der Risikoversicherung, 
vermindert um einen Abzug, berechnet.
 
Für einen Rückkaufswert stehen jedoch während der gesamten 
Vertragslaufzeit keine Mittel zur Verfügung, da nach Verrechnung 
von bis zur Kündigung angefallenen Risiko- und Ver-
waltungskosten sowie von Abschlußkosten nach dem 
Zillmerverfahren (siehe § 15) eventuell vorhandene Mittel bei 
Kündigung aus den folgenden Gründen aufgezehrt werden:

-     Abzug wegen Verschlechterung der Risikosituation
      Kündigungen erfolgen erfahrungsgemäß überwiegend, 

wenn aufgrund des Gesundheitszustands erwartet wird, in 
näherer Zukunft nicht zu sterben und deshalb die 
Aufrechterhaltung des Versicherungsvertrags nicht für 
erforderlich gehalten wird. Im Gegensatz dazu wird bei 
inzwischen eingetretenen gesundheitlichen Beein-
trächtigungen nicht auf den Versicherungsschutz verzichtet. 
Für den verbleibenden Versicherungsbestand geht dies mit 
einer Verschlechterung der Risikosituation einher, dadurch 
entstehen durch schnittlich je Versicherungsvertrag höhere 
Risikokosten.

-     Abzug für noch nicht getilgte Abschlußkosten
      Bei Kündigung fehlen Beitragsteile für ausstehende, zum 

Zeitpunkt der Kündigung noch nicht getilgte Abschluß-
kosten.

-     Abzug zum Ausgleich von Unterdeckungen
      Die Aufwendungen für Kosten und Versicherungsfälle sind 

von Jahr zu Jahr zum Teil niedriger, zum Teil höher als die 
jährlichen in gleichbleibender Höhe gezahlten Beiträge. 
Dadurch entstehen Unter- oder Überdeckungen. Da bei 
Kündigung keine Beiträge für Unterdeckungen nachgefordert 
werden, müssen zum Ausgleich dafür Überdeckungen 
verwendet werden.

-     Abzug aufgrund der Überschußbeteiligung
      Unter- und Überdeckungen werden nach den anerkannten 

Regeln der Versicherungs mathematik auf Basis der Beiträge 
ohne Berücksichtigung der Überschußbeteiligung ermittelt. 
Durch die Überschußbeteiligung wurden Ihnen jedoch 
bereits direkt (Beitragsverrechnung) oder indirekt 
(Sofortbonus) Teile Ihres Beitrags wieder gutgeschrieben. 
Dem entsprechend müssen deshalb eventuelle Über-
deckungen durch einen Abzug gekürzt werden.

Kapitel I: Allgemeine Bedingungen
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Umwandlung in einen beitragsfreien 
Versicherungsvertrag

( 3 )       Ihr Versicherungsvertrag kann nicht in einen beitragsfreien 
Versicherungsvertrag umgewandelt werden.

Ein Versicherungsnehmer kann zwar nach der gesetzlichen 
Regelung gemäß § 174 des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG) grundsätzlich die Umwandlung in einen beitragsfreien 
Versicherungsvertrag verlangen. 

Ein eventuell für die Bildung einer beitragsfreien Versiche-
rungssumme zur Verfügung stehender Betrag wird jedoch aus 
den in Abs. 2 genannten Gründen durch einen Abzug aufgezehrt. 
Deshalb kann zu keinem Zeitpunkt eine beitragsfreie Versiche-
rungssumme gebildet werden. Der Versicherungsvertrag 
erlischt.

Beitragsrückzahlung
( 4 )       Ein Anspruch auf Rückzahlung der Beiträge besteht nicht.

§ 7     Umtausch, Verlängerung und Nachversicherung

Umtausch in eine kapitalbildende 
Lebensversicherung

( 1 )       Eine Risikoversicherung einschließlich einer evtl. einge-
schlossenen Unfall-Zusatzversiche rung können Sie jederzeit, 
spätestens jedoch zum Ende des 10. Versicherungsjahrs, ohne 
erneute Gesundheitsprüfung in eine kapi talbildende Lebens-
versicherung mit gleichem oder geringerem Todesfall schutz 
umtauschen.

( 2 )       Bei Versicherungsdauern bis zu zehn Jahren müssen Sie Ihr 
Umtausch recht spätestens drei Monate vor Ablauf der 
Risikoversicherung ausüben.

( 3 )       Das Umtauschrecht bezieht sich nicht auf sonstige ein-
geschlossene Zusatzversicherungen.

Verlängerung der Risikoversicherung
( 4 )       Bei Versicherungsverträgen mit einer vereinbarten Versiche-

rungsdauer bis zu zehn Jahren kann bei Ver tragsablauf einmalig 
ein Anschlußvertrag ohne erneute Gesundheitsprüfung 
abgeschlossen werden. Der Anschluß vertrag muß spätestens 
zwölf Monate vor Ablauf der Risikoversicherung beantragt 
werden.

( 5 )       Der Anschlußvertrag wird nach einem dann geltenden 
vergleichbaren Tarif und den für diesen zutref fenden Versiche-
rungsbedingungen abgeschlossen. Die Ver siche rungssumme 
des Anschlußvertrags darf bis zu 100 % der bei Vertragsablauf 
bestehenden Versicherungs summe, maximal bis zu 250.000 
Euro betragen. Ein Wechsel des Überschuß systems ist ausge-

schlossen, sofern damit eine Erhöhung der versicherten Leistung 
verbun den ist.

( 6 )       Das Eintrittsalter bei Vertragsverlängerung darf höchstens 
45 Jahre, die Versicherungs dauer des Anschlußvertrags darf 
höchstens zehn Jahre betragen. Die Verlängerungsoption 
erstreckt sich auch auf eine evtl. eingeschlossene Unfall-
Zusatzversicherung, nicht aber auf sonstige Zusatz ver siche-
rungen.

( 7 )       Soweit Sie nichts Abweichendes mit uns vereinbart haben, gelten 
mit Ausnahme der Verlängerungsoption alle dem ursprünglichen 
Versicherungsvertrag zugrundeliegenden Vereinbarungen auch 
für den Anschlußvertrag. Die Vertragsverlängerung ist mit einer 
Änderung des Beitrags verbunden.

( 8 )       Das Recht auf Verlängerung der Risikoversicherung ohne erneute 
Gesundheitsprüfung erlischt, sobald erstmals Leistungen wegen 
Berufsunfähigkeit beantragt werden.

Nachversicherung
( 9 )       Sie haben bei bestimmten Ereignissen das Recht, eine Erhöhung 

der vereinbarten Versiche rungsleistungen ohne erneute 
Gesundheitsprüfung zu verlangen (Nachversicherung).

Die Nachversicherung können Sie innerhalb von drei Monaten 
nach

-     Heirat der versicherten Person,
-     Geburt eines Kinds der versicherten Person,
-     Adoption eines Kinds durch die versicherte Person,
-     Erreichen der Volljährigkeit der versicherten Person,
-     Erhöhung des Einkommens der versicherten Person, die 

erstmalig zum Überschreiten der Beitragsbemessungs-
grenze der gesetzlichen Rentenversicherung führt,

-     Steigerung des Bruttoeinkommens der versicherten Person 
aus nichtselbständiger Tätigkeit im Vergleich zum Vorjahr 
um mehr als 10 %,

-     erstmaliger Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit bei 
versicherten Schülern, Studenten und Auszubildenden,

-     erstmaliger Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit der 
versicherten Person,

-     Aufnahme einer freiberuflichen Tätigkeit mit Kammer-
zugehörigkeit der versicherten Person

unter Berücksichtigung der Absätze 10 bis 14 beantragen.

( 10 )     Die Nachversicherung wird nach einem dann geltenden 
vergleichbaren Tarif und den für diesen zutreffenden Versiche-
rungsbedingungen mit Ausnahme der Nachversiche rungs-
garantie abgeschlossen. Die Nachversicherung hat die restliche 
Versicherungs- und Beitragszahlungsdauer des Versiche-

Kapitel I: Allgemeine Bedingungen
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rungsvertrags vor der Erhöhung, und zwar in ganzen Jahren. 
Die Nachversicherung kann deshalb auch vor dem ursprüng-
lichen Versicherungsvertrag enden.

( 11 )     Die Versicherungssumme einer Nachversicherung muß 
mindestens 5.000 Euro und darf höchstens 100 % der 
Versicherungssumme vor der Erhöhung, jedoch nicht mehr als 
25.000 Euro betragen. Wenn Sie das Überschußsystem 
Sofortbonus gewählt haben, darf die Versicherungs summe 
zuzüglich Sofortbonus die genannte Obergrenze nicht 
überschreiten.

( 12 )     Soweit Sie nichts Abweichendes mit uns vereinbart haben, gelten 
alle dem Versicherungsvertrag vor der Erhöhung zugrunde-
liegenden Vereinbarungen auch für die Nachversicherung.

Die einzelne Nachversicherung gilt als neuer Versiche-
rungsvertrag. So beginnt für die Nachver sicherung insbe sondere 
die Frist nach § 10 Abs. 1 – Selbsttötung – neu.

( 13 )     Wenn wir bei dem zugrundeliegenden Versicherungsvertrag eine 
vorvertragliche Anzeigepfl ichtver letzung feststellen, sind wir 
berechtigt, von dem Nachversicherungsvertrag innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis von dieser Anzeigepflichtverletzung 
zurückzutreten. Der Rücktritt vom Nach versicherungsvertrag 
kann nur innerhalb von fünf Jahren ab seinem Vertragsabschluß 
erfolgen. Das Nachversicherungs recht erlischt.

( 14 )     Ihr Recht auf Nachversicherung ohne erneute Gesundheits-
prüfung erlischt, wenn 

-     die ver sicherte Person älter als 45 Jahre ist oder

-     erstmals Leistungen wegen Berufs un fähig keit beantragt 
werden.

§ 8     Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepfl icht

( 1 )       Wir übernehmen den Versicherungsschutz im Vertrauen darauf, 
daß Sie alle in Verbindung mit dem Versicherungsantrag 
gestellten Fragen schrift lich wahrheitsgemäß und vollständig 
beantwortet haben (vorvertragliche Anzeigepfl icht).

( 2 )       Soll eine andere Person versichert werden (versicherte Person), 
ist auch diese – neben Ihnen – für die wahrheitsgemäße und 
vollständige Beantwortung der Fragen verantwortlich.

( 3 )       Wenn Umstände, die für die Übernahme des Versiche-
rungsschutzes Bedeutung haben, von Ihnen oder der ver-
sicherten Person (vgl. Abs. 2) nicht oder nicht richtig angegeben 
worden sind, können wir binnen fünf Jahren seit Vertrags-
abschluß vom Versicherungsvertrag zurücktreten. Den Rücktritt 
können wir innerhalb eines Monats erklären, nachdem wir von 
der Verletzung der Anzeigepfl icht Kenntnis erhalten haben. Wenn 
uns nach gewiesen wird, daß die falschen oder unvollständigen 
Angaben nicht schuldhaft gemacht worden sind, wird unser 
Rücktritt gegenstandslos. Haben wir den Rücktritt nach Eintritt 
des Versicherungsfalls erklärt, bleibt unsere Leistungspfl icht 
bestehen, wenn die nicht oder nicht richtig angegebenen 
Umstände nachweislich keinen Einfl uß auf den Eintritt des 
Versiche rungsfalls oder den Umfang unserer Leistung gehabt 
haben.

( 4 )       Wir können den Versicherungsvertrag auch anfechten, falls 
durch unrich tige oder unvoll ständige Angaben bewußt und 
gewollt auf unsere Annahmeentscheidung Einfl uß genom men 
worden ist. Es besteht keine Leistungspfl icht, auch wenn die 
nicht oder nicht richtig angegebenen Umstände nachweislich 
keinen Einfl uß auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder den 
Umfang unserer Leistung gehabt haben. Handelt es sich um 
Angaben der versicherten Person, so können wir Ihnen 
gegenüber die Anfechtung erklären, auch wenn Sie von der 
Verletzung der vorver traglichen Anzeigepfl icht keine Kenntnis 
hatten.

( 5 )       Die Absätze 1 bis 4 gelten bei einer Wiederherstellung oder einer 
unsere Leistungspfl icht erweiternden Änderung des Versiche-
rungsvertrags entsprechend. Die Fünfjahresfrist des Abs. 3 
beginnt mit der Wiederherstellung oder Änderung des 
Versicherungsvertrags bezüglich des wiederhergestellten oder 
geänderten Teils neu zu laufen. 

( 6 )       Auf den Rücktritt oder die Anfechtung des Versicherungsvertrags 
können wir uns auch dritten Berechtigten gegenüber berufen.

( 7 )       Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt oder Anfechtung 
aufgehoben, wird keine Leistung fällig. Ein Anspruch auf 
Rückzahlung der Beiträge besteht nicht. 

( 8 )       Sofern Sie uns keine andere Person als Bevollmächtigten 
genannt haben, gilt nach Ihrem Ableben ein Bezugsberechtigter 
als bevollmäch tigt, eine Rücktritts- oder Anfechtungs erklärung 
entgegenzunehmen. Ist auch ein Bezugsberechtigter nicht 
vorhanden oder kann sein Aufenthalt nicht ermittelt werden, so 
können wir den Inhaber des Versicherungs scheins zur 
Entgegennahme der Erklärung als bevollmächtigt ansehen.
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§ 9     Was gilt bei Unruhen oder Krieg?

( 1 )       Grundsätzlich besteht unsere Leistungspfl icht unabhängig 
davon, auf welcher Ursache der Versicherungsfall beruht. Wir 
gewähren Versiche rungsschutz insbesondere auch dann, wenn 
die versicherte Person in Ausübung des Wehr- oder Polizei-
diensts oder bei inneren Unruhen den Tod gefunden hat.

( 2 )       Stirbt die versicherte Person jedoch in unmittelbarem oder 
mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen sind 
wir von der Verpfl ichtung zur Leistung frei.

§ 10   Was gilt bei Selbsttötung der versicherten 
Person?

( 1 )       Bei Selbsttötung der versicherten Person vor Ablauf von drei 
Jahren seit Zahlung des Einlösungsbei trags oder seit 
Wiederherstellung des Versicherungsvertrags besteht Versiche-
rungsschutz nur dann, wenn uns nachgewiesen wird, daß die 
Tat in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden 
Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit begangen 
worden ist. Andernfalls sind wir von der Verpfl ichtung zur 
Leistung frei. 

( 2 )       Bei Erhöhung eines Versicherungsvertrags gilt Abs. 1 für den 
Erhöhungsteil sinn gemäß, insbeson dere beginnt die dort 
genannte Frist neu zu laufen.

( 3 )       Bei Selbsttötung nach Ablauf der Dreijahresfrist bleiben wir zur 
Leistung verpfl ichtet.

§ 11   Was ist bei Fälligkeit der Versicherungsleistung 
zu beachten?

( 1 )       Leistungen aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir gegen 
Vorlage des Versicherungs scheins.

( 2 )       Der Tod der versicherten Person muß uns unverzüglich angezeigt 
werden. Neben dem Versicherungsschein ist uns eine amtliche 
Sterbeurkunde vorzu legen sowie ein ausführ liches ärztliches 
oder amtliches Zeugnis über die Todesursache und über Beginn 
und Ver lauf der Krankheit, die zum Tod geführt hat. Die mit 
diesen Nachweisen verbundenen Kosten trägt derjenige, der die 
Versicherungsleistung beansprucht.

( 3 )       Zur Klärung unserer Leistungspfl icht (z.B. bei Selbsttötung) 
können wir notwendige weitere Nachweise verlangen und 
erforderliche Erhebungen selbst anstellen. Die mit den 
Nachweisen verbundenen Kosten trägt derjenige, der die 
Versicherungsleistung beansprucht.

Frist bei Meinungsverschiedenheiten
( 4 )       Wenn derjenige, der den Anspruch auf eine Versicherungs-

leistung geltend macht, mit unse rer Leistungsentscheidung nicht 
einverstanden ist, kann er innerhalb von sechs Monaten nach 
Zugang unserer Ent schei dung den Anspruch gerichtlich geltend 
machen. Wird die Frist versäumt, so besteht schon allein aus 
diesem Grund kein Leistungsanspruch gegen uns, wenn wir bei 
Mitteilung unserer Leistungsentscheidung auf die mit Ablauf 
der Frist verbundene Rechtsfolge hingewiesen haben.

Ansprüche auf Versicherungsleistungen verjähren in fünf Jahren, 
beginnend mit dem Schluß des Jahrs, in welchem die Leistungen 
erstmals verlangt werden können.

§ 12   Wo sind die vertraglichen Verpfl ichtungen zu 
erfüllen?

( 1 )       Unsere Leistungen überweisen wir dem Empfangsberechtigten 
auf seine Kosten. Bei Überweisungen in das Ausland trägt der 
Empfangsberech tigte auch die damit verbundene Gefahr.

( 2 )       Die Übermittlung Ihrer Beiträge an uns erfolgt auf Ihre Gefahr 
und Ihre Kosten. Für die Rechtzeitig keit der Beitragszahlung 
genügt es, wenn Sie frist gerecht (vgl. § 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 2) 
alles getan haben, damit der Beitrag bei uns eingeht.

§ 13   Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das 
Versicherungsverhältnis beziehen?

( 1 )       Mitteilungen, die das Versicherungsverhältnis betreffen, müssen 
grundsätzlich schriftlich erfolgen. Für uns bestimmte 
Mitteilungen werden wirksam, sobald sie uns zugegangen sind. 
Ver sicherungsvertreter sind zu ihrer Entgegennahme nicht 
bevollmächtigt.

( 2 )       Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns unverzüglich 
mitteilen. Andernfalls können für Sie Nachteile entstehen, da 
wir eine an Sie zu rich tende Willenserklärung mit einge-
schriebenem Brief an Ihre uns zuletzt bekannte Anschrift senden 
können. In diesem Fall wird unsere Erklärung zu dem Zeitpunkt 
wirksam, in dem sie Ihnen ohne die Änderung der Anschrift bei 
regelmäßiger Beförderung zugegangen wäre. Dies gilt auch, 
wenn Sie den Versicherungsvertrag in Ihrem Gewerbebetrieb 
abgeschlossen und Ihre gewerbliche Nie der lassung verlegt 
haben.

( 3 )       Bei Änderung Ihres Namens gilt der vorhergehende Absatz 
entsprechend.
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§ 14   Wer erhält die Versicherungsleistung?

( 1 )       Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir an 
Sie als unseren Versiche rungsnehmer, an Ihre Erben oder an 
den Inhaber des Versicherungsscheins, falls Sie uns keine 
andere Person benannt haben, die die Ansprüche aus dem 
Versicherungsvertrag erwerben soll (Bezugsberechtigter). Bis 
zum Eintritt des Versicherungsfalls können Sie das Bezugsrecht 
jederzeit widerrufen. Nach Ihrem Tod kann das Bezugsrecht nicht 
mehr widerrufen werden. 

( 2 )       Sie können auch ausdrücklich bestimmen, daß der Bezugs-
berechtigte sofort und unwiderrufl ich die Ansprüche aus dem 
Versicherungsvertrag erwer ben soll. Sobald wir Ihre schriftliche 
Erklärung erhalten haben, kann die ses Bezugsrecht nur noch 
mit Zustimmung des von Ihnen benannten Bezugsberechtigten 
aufgehoben werden.

( 3 )       Sie können Ihre Rechte aus dem Versicherungsvertrag auch 
abtreten oder verpfänden. Eine Abtretung oder Verpfändung kann 
nur mit der Zustimmung des Abtretungs- bzw. Pfandgläu bigers 
rückgängig gemacht werden.

( 4 )       Die Einräumung und der Widerruf eines widerruflichen 
Bezugsrechts (vgl. Abs. 1) und die Einräumung eines 
unwiderruflichen Bezugsrechts (vgl. Abs. 2) sowie eine 
Abtretung oder Verpfändung von Ansprüchen aus dem 
Versicherungsvertrag (vgl. Abs. 3) sind uns gegenüber nur und 
erst dann wirksam, wenn sie uns vom bisherigen Berechtigten 
schriftlich angezeigt worden sind. Der bisherige Berechtigte sind 
im Regelfall Sie; es können aber auch andere Perso nen sein, 
sofern Sie bereits vorher Verfügungen im Sinne der Absätze 1 
bis 3 vor genommen haben.

§ 15   Was bedeutet die Verrechnung von 
Abschlußkosten nach dem Zillmerverfahren?

( 1 )       Die mit dem Abschluß Ihres Versicherungsvertrags verbundenen 
Kosten (etwa die Aufwendungen für Versicherungsvertriebs-
provisionen, Beratung, Gesundheits auskünfte oder die 
Ausstellung des Versicherungsscheins) berücksichtigen wir 
bereits bei der Kalkulation Ihrer Beiträge. Diese Kosten stellen 
wir Ihnen nicht gesondert in Rechnung. 

( 2 )       Die ersten Beiträge verwenden wir zur Tilgung von Abschluß-
kosten, soweit sie nicht für Leistungen im Versiche rungsfall 
und Kosten des Versicherungsbetriebs des jeweiligen Versiche-
rungsjahrs bestimmt sind (sogenanntes Zillmerverfahren nach 
§ 4 der Deckungsrückstellungs verordnung). Der auf diese Weise 
zu tilgende Betrag ist nach der Deckungsrückstellungsverord-
nung auf 4 % der von Ihnen während der Laufzeit des 
Versicherungsvertrags zu zahlenden Beiträge beschränkt. 

( 3 )       Bei Erhöhungen, z.B. im Rahmen des Wachstumsplans, wird 
jeder Erhö hungsteil hinsichtlich der Abschlußkosten wie ein 
eigenständiger Versiche rungsvertrag behandelt.

§ 16   Wie sind Sie an den Überschüssen beteiligt?

( 1 )       Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer an 
den Überschüssen, die jähr lich bei unserem Jahresabschluß 
festgestellt werden.

( 2 )       Überschüsse entstehen dann, wenn Sterblichkeit und Kosten 
niedriger sind, als bei der Tarifkalkulation angenommen. An 
diesen Überschüssen werden die Versicherungsnehmer nach 
der Verordnung über die Mindestbeitragsrückerstattung in der 
Lebensversicherung angemessen beteiligt.

Weitere Überschüsse stammen aus Erträgen der Kapitalanlagen. 
Von den Nettoerträgen derjenigen Kapitalanlagen, die für 
künftige Versicherungsleistungen vorgesehen sind (§ 3 der 
Verordnung über die Mindestbeitragsrückerstattung in der 
Lebensversicherung), erhal ten die Versicherungsnehmer im 
Regelfall insgesamt mindestens den in dieser Verordnung 
genannten Prozentsatz. In der derzeitigen Fassung der 
Verordnung sind 90 % vorgeschrieben. Aus diesem Betrag 
werden zunächst die Zinsen gedeckt, die zur Finanzierung der 
garantierten Versicherungsleistungen benötigt werden (§ 1 
Abs. 2 der Verordnung). Die verbleibenden Mittel verwenden 
wir für die Überschußbeteiligung der Versicherungsnehmer.

( 3 )       Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unterschiedlich 
zum Überschuß bei. Wir haben deshalb gleichartige Versiche-
rungsverträge zu Gruppen zusammengefaßt. Gruppen bilden wir 
beispielsweise, um das versicherte Risiko, wie das Todesfall- 
oder Berufsunfähigkeits risiko zu berücksichtigen. Die Verteilung 
des Überschusses für die Versicherungsnehmer auf die 
einzelnen Gruppen orientiert sich daran, in welchem Umfang 
sie zu seiner Ent stehung beigetragen haben. 

Zu welcher Gruppe Ihr Versicherungsvertrag gehört, können Sie 
der Verbraucherinforma tion ent nehmen. In Abhängigkeit von 
dieser Zuordnung und dem gewählten Tarif werden die 
Überschußsätze für die einzelnen Versicherungsverträge jährlich 
von uns festgesetzt. Wir veröffentlichen die Überschußanteilsätze 
in unserem Geschäftsbericht, den Sie bei uns anfordern 
können. 
 
Weitere Erläuterungen fi nden Sie in der Verbraucher infor-
mation.
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Wahlrecht des Überschußsystems
( 4 )       Sie können bei Vertragsabschluß zwischen den folgenden 

Überschußsystemen wählen:

-     Überschußsystem Beitragsverrechnung,
-     Überschußsystem Sofortbonus.

Bei Versicherungsverträgen gegen Einmalbeitrag gilt das 
Überschußsystem Sofortbonus.

Überschußsystem Beitragsverrechnung
Die Überschußbeteiligung wird in Prozent der einzelnen 
Beitragsraten ohne Berücksichti gung von Berufs- und 
Risikozuschlägen bemessen. Die Höhe des jeweiligen 
Prozentsatzes wird abhängig vom Tarif, von der Nichtraucher-
vereinbarung, von Geschlecht und Eintrittsalter der ver sicherten 
Person, von der Vertragsdauer und der vereinbarten Versiche-
rungssumme des einzelnen Versicherungsvertrags festgelegt. 
Maßgebend ist jeweils der bei Fälligkeit der Beitragsrate 
festgelegte Pro zentsatz. Die laufenden Überschußanteile werden 
direkt mit den fälligen Beiträgen verrechnet.

Überschußsystem Sofortbonus
Die laufende Überschußbeteiligung wird ab Vertragsbeginn für 
eine erhöhte Versiche rungsleistung (Sofortbonus) verwendet. 
Die Über schußbeteiligung wird in Prozent der garantierten 
Versicherungssumme bemessen. Die Höhe des jeweiligen 
Prozentsatzes wird abhängig vom Tarif, von der Nichtraucher-
vereinbarung, von Geschlecht und Eintrittsalter der versicherten 
Person, von der Vertragsdauer und der vereinbarten Versiche-
rungssumme des einzelnen Versicherungsvertrags festgelegt. 
Für beitragspfl ichtige Versicherungsverträge und Versiche-
rungsverträge gegen Einmalbeitrag wird er gesondert festgelegt. 
Maßgebend ist jeweils der zum Zeitpunkt des Todes festgelegte 
Prozentsatz. 

Zukunftswerte
( 5 )       Die Überschußbeteiligung, die sich für Ihren Versicherungs-

vertrag ergibt, hängt in ihrer Höhe vor allem vom Verlauf der 
Sterblichkeit, aber auch von den Kapitalerträgen und von der 
Entwicklung der Kosten ab. Die Höhe der Überschußbeteiligung 
wird jährlich ermittelt und zugesagt und kann sich daher ändern. 
Verbindliche Angaben über die Höhe der künftigen Überschuß-
beteiligung sind nicht möglich.

§ 17   Welches Recht fi ndet auf Ihren 
Versicherungsvertrag Anwendung?

Auf Ihren Versicherungsvertrag findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland Anwen dung.

§ 18   Wo ist der Gerichtsstand?

Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können gegen uns 
bei dem für unseren Geschäfts sitz oder für den Geschäftssitz 
unserer vertragsführenden Niederlassung örtlich zuständigen 
Gericht geltend gemacht werden. Ist Ihr Versicherungsvertrag 
durch Vermittlung eines Versicherungs vertreters zustande 
gekommen, kann auch das Gericht des Orts angerufen werden, 
an dem der Vertreter zur Zeit der Vermittlung seine gewerbliche 
Niederlassung oder, wenn er eine solche nicht unterhielt, seinen 
Wohnsitz hatte.

§ 19   Welche der vorstehenden Bestimmungen können 
geändert werden?

( 1 )       Wir sind berechtigt, die Bestimmungen in 

- § 6 über den Rückkaufswert und den beitragsfreien 
Versicherungsvertrag,

- § 7 über Umtausch, Verlängerung und Nachver-
sicherung,

- § 9 über die Versicherungsleistung bei Tod durch Krieg 
oder Unruhen,

- § 10 über die Versicherungsleistungen bei Selbsttötung,
- § 15 über die Abschlußkosten und
- § 16 über die Überschußbeteiligung

nach Zustimmung durch einen unabhängigen Treuhänder mit 
Wirkung für bestehende Versicherungsverträge zu ändern oder 
zu ergänzen,

-     wenn ein Gesetz oder eine Rechtsverordnung geändert wird, 
auf denen einzelne Bestimmungen des Versicherungs-
vertrags beruhen,

-     wenn sich die höchstrichterliche Rechtsprechung ändert 
und dies unmittelbare Aus wirkungen auf den Versiche-
rungsvertrag hat,

-     wenn ein Gericht einzelne Bestimmungen rechtskräftig für 
unwirksam erklärt und die gesetzlichen Vorschriften keine 
Regelung enthalten, die an deren Stelle tritt oder

-     wenn die Kartell- oder die Versicherungsaufsichtsbehörde 
einzelne Bestimmungen durch bestandskräftigen Ver-
waltungsakt als mit dem geltenden Recht nicht vereinbar 
beanstandet und die gesetzlichen Vorschriften keine 
Regelung enthalten, die an deren Stelle tritt.

( 2 )       Die Befugnis zur Änderung oder Ergänzung besteht in den Fällen 
der oben genannten gerichtlichen oder behördlichen Ent-
scheidung auch dann, wenn es sich um inhaltsgleiche 
Bestimmungen eines anderen Versicherers handelt. 
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( 3 )       Eine Änderung oder Ergänzung von Bestimmungen ist aufgrund 
der in den Absätzen 1 und 2 genannten Anlässe nur zulässig, 
wenn 

-     die Schließung einer durch die genannten Änderungs -
anlässe entstandenen Ver trags lücke zur Durchführung des 
Versiche rungsvertrags erforderlich ist oder 

-     das bei Vertragsab  schluß vereinbarte Verhältnis zwischen 
Leistung und Gegenleistung in nicht unbedeutendem Maße 
gestört ist und durch die Änderung oder Ergänzung wie der 
ins Gleichgewicht gebracht wird.

Ferner dürfen Sie als Versicherungsnehmer durch die Änderung 
oder Ergän zung nicht schlechter gestellt werden. Dies gilt 
insbesondere für den Umfang Ihres Versicherungs schutzes.

Die Voraussetzungen für die Änderung oder Ergänzung muß ein 
unabhängiger Treuhänder überprüft und ihre Angemessenheit 
bestätigt haben.

( 4 )       Die geänderten oder ergänzten Bedingungen werden Ihnen als 
Versicherungs nehmer schriftlich bekanntgegeben und 
erläutert.

Die Änderungen oder Ergänzungen nach den Absätzen 1 bis 3 
werden zu Beginn des dritten Monats wirksam, der auf die 
Benachrichtigung folgt, sofern nicht mit Zustim mung des 
unabhängigen Treuhänders ein anderer Zeitpunkt bestimmt 
wird. 
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II.   BESONDERE BEDINGUNGEN FÜR DEN 
WACHSTUMSPLAN ZUR 
RISIKOVERSICHERUNG (FASSUNG 1/2004)

§ 1     Nach welchem Maßstab erfolgt die planmäßige 
Erhöhung der Beiträge?

( 1 )       Der Beitrag für diesen Versicherungsvertrag erhöht sich erstmals 
nach drei Jahren und anschließend im Drei-Jahres-Rhythmus 
nach der getroffenen Vereinbarung, die im Versicherungsschein 
dokumentiert ist.

Ist das Überschußsystem Beitragsverrechnung vereinbart, so 
ist der um die Überschuß beteiligung verminderte Beitrag die 
Basis für die Erhöhung.

( 2 )       Die Beitragserhöhung bewirkt eine Erhöhung der Versiche-
rungsleistun gen ohne erneute Gesundheitsprüfung. Die 
Versicherungsleistungen erhöhen sich nicht im gleichen 
Verhältnis wie die Beiträge.

( 3 )       Erhöhungen fi nden längstens bis drei Jahre vor Ablauf der 
Beitragszah lungsdauer statt. Die letzte Erhöhung erfolgt 
spätestens, wenn die versicherte Person das Alter von 50 Jahren 
erreicht hat.

§ 2     Zu welchem Zeitpunkt erhöhen sich Beiträge und 
Versicherungsleistungen?

( 1 )       Die Erhöhungen des Beitrags und der Versicherungsleistungen 
erfolgen alle drei Jahre jeweils zum Jahrestag des Ver-
sicherungsbeginns.

( 2 )       Sie erhalten rechtzeitig vor dem Erhöhungstermin eine Mitteilung 
über die Erhöhung. Der Versicherungsschutz aus der jeweiligen 
Erhöhung beginnt am Erhöhungstermin.

§ 3     Wonach errechnen sich die erhöhten 
Versicherungsleistungen?

( 1 )       Die Erhöhung der Versicherungsleistungen wird mit den 
versicherungs mathematischen Berechnungsgrundlagen des 
anfänglichen Versicherungsvertrags, dem am Erhöhungstermin 
erreichten rechnungsmäßigen Alter ¹) der ver sicherten Person, 
sowie der restlichen Versicherungs- und Beitragszah lungsdauer 
errechnet.

( 2 )       Sind Zusatzversicherungen eingeschlossen, so werden ihre 
Versiche rungsleistungen im selben Verhältnis wie die der 
Hauptversicherung erhöht. Für die Erhöhungen der Zusatz-

versicherungen gelten die in Abs. 1 genannten Berechnungs-
grundlagen sinngemäß bezogen auf die jewei lige Zusatz-
versicherung.

§ 4     Welche sonstigen Bestimmungen gelten für 
die Erhöhung der Versicherungsleistungen?

( 1 )       Alle im Rahmen des Versicherungsvertrags getroffenen 
Vereinbarungen, insbesondere die Allgemeinen Bedingungen 
sowie die Bezugsrechtsverfügung, erstrecken sich auch auf die 
Erhöhung der Versicherungsleistungen. Die Ausführungen in 
§ 15 der Allgemeinen Bedingungen zur Verrechnung von 
Abschlußkosten nach dem Zillmerverfahren gelten auch für 
Erhöhungsversicherungen.

( 2 )       Die planmäßige Erhöhung der Versicherungsleistungen setzt 
die Fristen des § 8 – Verletzung der Anzeigepfl icht – und § 10 
– Selbsttötung – der Allgemeinen Bedingungen nicht erneut in 
Gang.

§ 5     Wann werden Erhöhungen ausgesetzt?

( 1 )       Die Erhöhung entfällt rückwirkend, wenn Sie ihr bis zum Ende 
des ersten Monats nach dem Erhöhungstermin schriftlich 
widersprechen oder den ersten erhöhten Beitrag nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach dem Erhöhungs termin zahlen.

( 2 )       Sollten Sie zweimal hintereinander von der Erhöhungsmöglich-
keit keinen Gebrauch machen, so erlischt Ihr Recht auf weitere 
Erhöhun gen; es kann jedoch mit unserer Zustimmung neu 
begründet werden.

( 3 )       Ist in Ihren Versicherungsvertrag eine Berufsunfähigkeits-
Zusatzversicherung mit einge schlossen, erfolgen keine 
Erhöhungen, solange Leistungen wegen Berufsunfähigkeit 
geltend gemacht werden.

¹)          Das rechnungsmäßige Alter der versicherten Person ist die 
Differenz zwischen dem Kalenderjahr des Versicherungsbeginns 
und dem Geburtsjahr.

Kapitel II: Wachstumsplan
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III. BEDINGUNGEN FÜR DIE 
BERUFSUNFÄHIGKEITS-
ZUSATZVERSICHERUNG (FASSUNG 1/2004)

A.       Der Versicherungsschutz

1.        Versicherungsleistung
1.1.      Wird die versicherte Person während der vertraglichen 

Versicherungsdauer nach Maßgabe dieser Bedingungen 
berufsunfähig, so erbringen wir folgende Versicherungs-
leistungen:

Beitragsbefreiung
Volle Befreiung von der Beitragszahlungspflicht für die 
Hauptversicherung und die einge schlossenen Zusatz-
versicherungen.

Dynamik der Hauptversicherung bei 
Berufsunfähigkeit

            Ist während der Befreiung von der Beitragszahlungspfl icht die 
jährliche dynamische Erhöhung der Hauptversicherung 
vereinbart, so gelten folgende Bestimmungen:

-     Der Beitrag für die Hauptversicherung und die einge-
schlossenen Zusatzver sicherungen mit Ausnahme der 
Berufsunfähigkeits-Zusatzver sicherung wird jährlich um 
den hierfür vereinbarten Prozentsatz erhöht. 

-     Die Erhöhung des Beitrags erfolgt erstmals zu dem Jahrestag 
des Versiche rungsbeginns, der auf den Beginn unserer 
Leistungspfl icht folgt. Beträgt dieser Zeitraum weniger als 
ein Jahr, so wird die erste Erhöhung anteilig berechnet. Die 
letzte Erhöhung erfolgt ein Jahr vor dem Ende der 
Leistungs dauer der Berufsunfähigkeits-Zusatzversiche rung, 
spätestens ein Jahr vor dem Ende der Beitragszahlungsdauer 
der Hauptversiche rung.

-     Die Beitragserhöhung bewirkt eine Erhöhung der Versiche-
rungsleistung der Hauptver siche rung und der einge-
schlossenen Zusatzversicherungen mit Aus nahme der 
Berufs unfähig keitsrente.

Berufsunfähigkeitsrente
Volle Zahlung der Berufsunfähigkeitsrente, sofern diese 
mitversichert ist.

Die Rente zahlen wir nach Ablauf einer eventuell vereinbarten 
Karenzzeit kalender viertel jähr lich im voraus oder entsprechend 
einer davon abweichend vereinbarten Renten zah lungs weise. 
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Bei Feststellung der Leistungspfl icht innerhalb einer Renten-
zahlungs periode leisten wir die erste Rentenzahlung anteilig.

Über die beschriebenen garantierten Leistungen hinaus 
beteiligen wir Sie an den Überschüssen (vgl. Ziffer 4).

Leistungsdynamik
Bei einer eventuell vereinbarten Rentensteigerung im 
Leistungsfall (Leistungsdynamik) wird während der Berufs-
unfähigkeit die erreichte versicherte Rente ohne Berück-
sichtigung der Überschußbeteiligung jährlich entsprechend dem 
vereinbarten Prozentsatz erhöht. Die Erhöhung der Rente erfolgt 
erstmals zum Jahrestag des Versicherungsbeginns, der auf den 
Beginn der Rentenzahlung folgt. Beträgt der Zeitraum weniger 
als ein Jahr, so wird die erste Erhöhung anteilig berechnet.

1.2.      Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Rente entsteht mit 
Ablauf des Monats, in dem die Berufsunfähigkeit gemäß Ziffer 
2 eingetreten ist. Mit dem Entstehen des Anspruchs beginnt 
eine eventuell vereinbarte Karenzzeit.

1.3.      Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Rente erlischt, wenn 
Berufsunfähigkeit gemäß Ziffer 2 nicht mehr vorliegt, wenn die 
versicherte Person stirbt oder bei Ablauf der ver trag lichen 
Leistungsdauer.

1.4.      Bis zur endgültigen Entscheidung über die Leistungspfl icht 
müssen Sie die Beiträge in vol ler Höhe wei ter entrichten; wir 
werden diese jedoch bei Anerkennung der Leistungspfl icht 
zurückzahlen. 

1.5.      Wir sind auf Ihren Antrag hin bereit, die bis zur endgültigen 
Entscheidung über die Lei stungspfl icht (siehe Abschnitt B 
Ziffer 2) fälligen Beiträge zinslos zu stunden. Bei Ablehnung der 
Leistungspfl icht sind diese Beiträge nachzuzahlen. Auf Antrag 
können Sie diesen Beitragsrückstand auch in zwölf Monatsraten 
ausgleichen.

2.        Vorliegen von Berufsunfähigkeit
2.1.      Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen liegt vor, wenn 

die versicherte Person sechs Monate ununterbrochen infolge 
Krankheit, Kör perverletzung oder Kräfteverfalls, die ärztlich 
nachzuweisen sind, außerstande gewesen ist, in ihrem zuletzt 
vor Eintritt der gesundheitlichen Beeinträchtigung ausgeübten 
Beruf tätig zu sein. 

Berufs un fähigkeit liegt nicht vor, wenn die versicherte Person 
in diesem Zeitraum einen anderen Beruf konkret ausgeübt 
hat oder ausübt, der hinsichtlich Ausbildung und Erfahrung 
und bisheriger Lebensstellung dem zuletzt vor Eintritt 
der gesundheitlichen Beeinträchtigung ausgeübten Beruf 
entspricht.
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Berufsunfähigkeit liegt ebenfalls nicht vor, wenn die versicherte 
Person Selbständiger oder Freiberufl er ist und nach zumutbarer 
Umorganisation ihres Betriebs/ihrer Praxis weiterhin als 
Selbständiger bzw. Freiberufler tätig ist oder sein könnte. 
Zumutbar ist eine Umorganisation, wenn sie betrieblich sinnvoll 
ist, die betriebswirtschaftliche Situation des Betriebs/der Praxis 
sich infolge der Umorganisation nicht auf Dauer verschlechtert 
und die versicherte Person weiterhin leitend tätig ist oder sein 
könnte.

2.2.      Berufsunfähigkeit liegt auch vor, wenn die sechs Monate im 
Sinne der Ziffer 2.1 noch nicht erreicht sind, aber voraussichtlich 
erreicht werden.

2.3.      Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen liegt auch vor 
bei Pfl egebedürftig keit. Pfl e gebedürftigkeit ist gegeben, wenn 
die versicherte Person sechs Monate ununterbrochen infolge 
Krankheit, Körperverletzung oder Kräfteverfalls so hilflos 
gewesen ist, daß sie für die im folgenden genannten 
Verrichtungen des täglichen Lebens in erheblichem Umfang täg-
lich der Hilfe einer anderen Person bedurfte: 

Die versicherte Person benötigt Hilfe beim ...

-     Fortbewegen im Zimmer 1 Punkt
-     Aufstehen und Zubettgehen 1 Punkt
-     An- und Auskleiden 1 Punkt
-     Einnehmen von Mahlzeiten und Getränken 1 Punkt
-     Waschen, Kämmen oder Rasieren 1 Punkt
-     Verrichten der Notdurft 1 Punkt

Die Pfl egebedürftigkeit ist ärztlich nach zuweisen.

2.4.      Bei Berufsunfähigkeit im Sinne der Ziffern 2.1 bis 2.2 leisten 
wir ab einem Grad der Berufs unfähigkeit von 50 % ¹). Bei Pfl ege-
bedürftig keit im Sinne der Ziffer 2.3 leisten wir ab drei Punkten. 
Bei einem geringeren Grad der Berufsunfähigkeit bzw. der 
Pfl egebedürftig keit besteht kein Anspruch auf die Ver siche-
rungsleistungen.

2.5.      Der Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit ist der Tag, an 
dem die maßgeblichen sechs Monate begonnen haben.

¹)          Im Einzelfall kann bei Vertragsabschluß eine abweichende 
Staffelregelung vereinbart werden.

3.        Berufsunfähigkeit durch Krieg, Unruhen oder 
bestimmte außergewöhnliche Ereignisse

3.1.      Wir sind von der Verpfl ichtung zur Leistung frei, wenn die 
Berufsunfähigkeit verursacht wurde
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a)   unmittelbar oder mittelbar durch Kriegsereignisse (siehe 
aber Ziffer 3.2);

b)   unmittelbar oder mittelbar durch Unruhen, sofern die 
versicherte Person auf Sei ten der Unruhestifter teil-
genommen hat;

c)   durch vorsätzliche Ausführung oder den strafbaren Versuch 
eines Verbrechens oder Ver gehens durch die versicherte 
Person. Fahrlässige Ver stöße (z.B. im Straßenverkehr) sind 
von diesem Ausschluß nicht betroffen; 

d)   durch absichtliche Herbeiführung von Krankheit oder 
Kräfteverfall, absicht liche Selbst ver letzung oder versuchte 
Selbsttötung. Wenn uns jedoch nach gewiesen wird, daß 
diese Handlungen in einem die freie Willensbestimmung 
ausschließenden Zustand krankhafter Störung der 
Geistestätigkeit begangen worden sind, werden wir 
leisten;

e)   durch eine widerrechtliche Handlung, mit der Sie als 
Versicherungs nehmer vorsätzlich die Berufsunfähigkeit der 
versicherten Person herbei geführt haben;

f)    durch Kernenergie. Soweit die versicherte Person als Arzt 
oder medizinisches Hilfsper sonal diesem Risiko ausgesetzt 
ist, oder wenn eine Bestrahlung für Heilzwecke durch einen 
Arzt oder unter ärztlicher Aufsicht erfolgt, werden wir 
leisten.

3.2.      Wir erbringen die volle Berufsunfähigkeitsleistung gemäß 
Ziffer 1, wenn die Berufs unfähig keit verursacht wurde unmittel-
bar oder mittelbar durch Kriegsereignisse, denen die ver sicherte 
Person während eines Aufenthalts außerhalb der Europäischen 
Union aus gesetzt war und an denen sie nicht aktiv beteiligt 
war. 

4.        Überschußbeteiligung

Systeme der Überschußbeteiligung für die Zeit, in 
der keine Leistung wegen Berufsunfähigkeit erfolgt

4.1.      Sie können bei Vertragsabschluß zwischen den folgenden 
Überschußsystemen wählen:

-     Überschußsystem Beitragsverrechnung,
-     Überschußsystem Verzinsliche Ansammlung,
-     Überschußsystem Sofortbonus.

Überschußsystem Beitragsverrechnung
Die Überschußbeteiligung wird direkt mit den fälligen Beiträgen 
verrechnet. Sie wird in Pro zent der jeweiligen Beitragsrate 
berechnet. Risikozuschläge sind nicht über schußberechtigt. 
Maßgebend ist jeweils der bei Fälligkeit der Beitragsrate 
festgelegte Pro zentsatz.
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Überschußsystem Verzinsliche Ansammlung
Die Überschußbeteiligung wird jährlich zugewiesen und 
verzinslich angesammelt. Die Zuwei sung für das abgelaufene 
Jahr erfolgt jeweils zum 1. Januar des Folgejahrs bzw. bei Ver-
tragsbeendigung. Umfaßt der Zeitraum kein volles Kalenderjahr, 
so wird sie anteilig berech net.

Die Höhe der Überschußbeteiligung wird in Prozent des 
jährlichen Beitrags berechnet. Risikozuschläge sind nicht 
überschußberechtigt.

Überschußsystem Sofortbonus
Die Überschußbeteiligung wird ab Vertragsbeginn für eine 
erhöhte Berufsunfähigkeits leistung verwendet, die bei 
Berufsunfähigkeit zusätzlich zur garantierten Rente gezahlt wird. 
Die Überschußbeteiligung wird in Prozent der garantierten Rente 
berechnet. Maß gebend ist jeweils der bei Eintritt der Berufs-
unfähigkeit festgelegte Prozentsatz.

Für alle Überschußsysteme gilt: Die Höhe des jeweiligen 
Prozentsatzes wird jährlich fest gelegt abhängig vom Tarif der 
Hauptversicherung, von Geschlecht, Eintrittsalter und 
Berufsgruppe der ver sicherten Person, von den Vertragsdauern 
der einzelnen Zusatzversicherung, sowie der versicherten 
Leistung (Beitragsbefreiung oder Beitragsbefreiung mit Renten-
zahlung).

Überschußbeteiligung während einer 
Berufsunfähigkeit

4.2.      Die Überschußbeteiligung wird am 1. Januar eines jeden Jahres 
zugewiesen. Die Erhö hung wird in Prozent der Deckungsrück-
stellung*) bemessen. Bestand der Leistungs anspruch nur 
während eines Teils des Vorjahrs, so wird die Erhöhung anteilig 
berechnet. Ist eine Berufsunfähigkeitsrente versichert, wird die 
Überschußbeteiligung zur Bildung einer bei trags freien Berufs-
unfähigkeits-Zusatzrente verwendet. Ist nur die Beitrags-
befreiung ver sichert, wird die Überschußbeteiligung verzinslich 
angesammelt oder in Form einer bei tragsfreien Berufs-
unfähigkeits-Zusatzrente ausgezahlt.

Zukunftswerte
4.3.      Die Überschußbeteiligung, die sich für Ihre Zusatzversicherung 

ergibt, hängt in ihrer Höhe vor allem von der Entwicklung des 
Berufsunfähigkeitsrisikos, aber auch von den Kapitalerträ gen 
und von der Entwicklung der Kosten ab. Die Höhe der Über-
schuß beteili gung wird jährlich ermittelt und zugesagt und kann 
sich daher ändern. Verbindliche Anga ben über die Höhe der 
künftigen Überschußbeteiligung sind nicht möglich.

5.        Nachversicherungsgarantie
5.1.      Bei einer Erhöhung der Hauptversicherung ohne Gesund-

heitsprüfung kann unter den fol genden Voraussetzungen auch 
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die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung ohne erneute 
Gesundheitsprüfung erhöht werden (Nachversicherung der 
Berufsunfähigkeits-Zusatzver sicherung). 

Die Nachversicherung können Sie innerhalb von drei Monaten 
nach 

-     Heirat der versicherten Person,
-     Geburt eines Kinds der versicherten Person,
-    Adoption eines Kinds durch die versicherte Person,
-     Erreichen der Volljährigkeit der versicherten Person,
-     Erhöhung des Einkommens der versicherten Person, die 

erstmalig zum Überschreiten der Beitragsbemessungs-
grenze der gesetzlichen Rentenversicherung führt,

-     Steigerung des Bruttoeinkommens der versicherten Person 
aus nichtselbständiger Tätigkeit im Vergleich zum Vorjahr 
um mehr als 10 %,

-     erstmaliger Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit bei 
versicherten Schülern, Studenten und Auszubildenden,

-     erstmaliger Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit der 
versicherten Person,

-     Aufnahme einer freiberuflichen Tätigkeit mit Kammer-
zugehörigkeit der versicherten Per son

unter Berücksichtigung der Ziffern 5.2 bis 5.5 beantragen.

5.2.      Die Nachversicherung wird nach einem dann gelten den 
vergleichbaren Tarif und den für diesen zutref fenden Ver-
sicherungsbedingungen mit Ausnahme der Nachversiche-
rungsgarantie abge schlossen. Soweit Sie nichts Abweichendes 
mit uns vereinbart haben, gelten alle der Zusatzversicherung 
vor der Erhöhung zugrundeliegenden Vereinbarungen auch für 
die Nachversicherung, insbesondere hat sie die restliche 
Versicherungs-, Leistungs- und Bei tragszahlungsdauer der 
Zusatz versicherung vor der Erhöhung, und zwar in ganzen 
Jahren. Die Nachversicherung kann deshalb auch vor dem 
ursprünglichen Versicherungsvertrag enden. 

5.3.      Das Verhältnis der Versicherungsleistungen von Haupt- und 
Zusatzversicherung bleibt bei der Nachversicherung grund-
sätzlich gleich. Die versicherte Jahresrente der Nachversiche-
rung (ggf. ein schließ lich einer Sofortbonus rente) darf jedoch 
nicht mehr als 6.000 Euro betra gen. Die zum jeweiligen 
Zeitpunkt der Nachversicherung bestehende versicherte Jah res-
rente darf sich dabei höchstens um 25 % erhöhen. Außerdem 
muß ein angemessenes Ver hältnis zum Brutto-Arbeits-
einkommen gewahrt bleiben, das heißt, die jährliche Gesamt-
Berufsunfähig keitsrente (ggf. einschließlich einer Sofort-
bonusrente) der versicherten Per son darf 50 % ihres jährlichen 
Brutto-Arbeitseinkommens nicht überschreiten. 

*) sh. Seite 21
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5.4.      Wenn wir bei dem zugrundeliegenden Versicherungsvertrag eine 
vorvertragliche Anzeigepfl icht ver letzung feststellen, sind wir 
berechtigt, von dem Nachversicherungsvertrag innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis von dieser Anzeigepflichtverletzung 
zurückzutreten. Der Rücktritt vom Nachver sicherungsvertrag 
kann nur innerhalb von fünf Jahren ab seinem Vertragsabschluß 
erfol gen. Das Nachversicherungs recht erlischt.

5.5.      Das Recht auf Nachversicherung ohne erneute Gesundheits prü-
fung erlischt, wenn 

-     die ver sicherte Person älter als 45 Jahre ist oder
-     sobald erstmals Leistungen wegen Berufs un fähig keit 

beantragt werden.

B.       Der Versicherungsfall

1.        Nachweispfl ichten, wenn Berufsunfähigkeits-
leistungen verlangt werden

1.1.      Werden Leistungen aus dieser Zusatzversicherung verlangt, 
informieren wir Sie umgehend über die von uns zur Leistungs-
prüfung benötigten Unterlagen:

a)   eine Darstellung der Ursache für den Eintritt der Berufs-
unfähigkeit;

b)   ausführliche Berichte der Ärzte, die die versicherte Person 
gegenwärtig behandeln bzw. behandelt oder untersucht 
haben, über Ursache, Beginn, Art, Verlauf und voraus-
sichtliche Dauer des Leidens sowie über den Grad der 
Berufsunfähigkeit oder über das Aus maß der Pflege-
bedürftigkeit;

c)   Unterlagen über die berufl iche Entwicklung der versicherten 
Person und die berufl iche Tätigkeit zum Zeitpunkt des 
Eintritts der Berufsunfähigkeit. Hierzu zählen auch Nach-
weise über die wirtschaftlichen und fi nanziellen Verhält nisse 
und ihre Veränderungen;

d)   bei Pfl egebedürftigkeit zusätzlich eine Bescheinigung der 
Person oder der Einrichtung, die mit der Pfl ege betraut ist, 
über Art und Umfang der Pfl ege.

Entstehende Kosten hat der Anspruchsteller zu tragen.

1.2.      Wir können außerdem weitere ärztliche Untersuchungen durch 
von uns beauftragte Ärzte sowie notwendige Nachweise 
verlangen, insbesondere zusätzliche Auskünfte und Aufklä run-
gen. Die Kosten werden von uns getragen, mit Ausnahme der 
Kosten, die durch eine Anreise aus dem Ausland entstehen. Die 

versicherte Person hat Ärzte, Krankenhäuser und sonstige 
Krankenanstalten sowie Pfl egeheime, bei denen sie in Behand-
lung oder Pfl ege war oder sein wird, sowie Pfl egepersonen, 
andere Personenversicherer und Behörden zu ermäch tigen, uns 
auf Verlangen Auskunft zu erteilen.

2.        Erklärung über unsere Leistungspfl icht
Nach Prüfung der uns eingereichten sowie der von uns 
beigezogenen Unter lagen erklären wir innerhalb eines Monats, 
ob wir eine Leistungspfl icht aner kennen. Eine zeitlich befristete 
Anerkennung unserer Leistungspflicht werden wir nicht 
aussprechen.

3.        Frist bei Meinungsverschiedenheiten
Wenn derjenige, der den Anspruch auf eine Versicherungs-
leistung geltend macht, mit unse rer Leistungsentscheidung nicht 
einverstanden ist, kann er innerhalb von sechs Monaten nach 
Zugang unserer Entschei dung den Anspruch gerichtlich geltend 
machen. Wird die Frist versäumt, so besteht schon allein aus 
diesem Grund kein Leistungsanspruch gegen uns, wenn wir bei 
Mitteilung unserer Leistungsentscheidung auf die mit Ablauf 
der Frist verbundene Rechtsfolge hingewiesen haben.

Ansprüche auf Versicherungsleistungen verjähren in fünf Jahren, 
beginnend mit dem Schluß des Jahrs, in welchem die Leistungen 
erstmals verlangt werden können.

C.       Mitwirkungspfl ichten während einer 
Berufsunfähigkeit

1.        Nachprüfung der Berufsunfähigkeit
1.1.      Nach Anerkennung oder Feststellung unserer Leistungspfl icht 

sind wir berechtigt, das Fort bestehen der Berufsunfähigkeit und 
ihren Grad oder das Ausmaß der Pfl egebedürftigkeit nach-
zuprüfen. Dabei können wir auch prüfen, ob die versicherte 
Person nach dem Eintritt ihrer Berufsunfähigkeit neue berufl iche 
Fähigkeiten und Kenntnisse (z.B. durch Umschu lung) erworben 
hat. In diesem Fall liegt eine weitere Berufsunfähigkeit im Sinne 
dieser Bedingun gen nicht mehr vor, wenn die beiden folgenden 
Voraussetzungen zutreffen:

-     die versicherte Person übt auf der Basis der neu erworbenen 
Kenntnisse und Fähig keiten auch tatsächlich eine neue 
berufl iche Tätigkeit aus,

-     die ausgeübte berufl iche Tätigkeit entspricht der Lebens-
stellung der versicherten Person zum Zeitpunkt des Eintritts 
der Berufsunfähigkeit in dem früheren Beruf. 

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, ist es unerheblich, ob die 
Berufsunfähigkeit in dem frü he ren Beruf fortdauert.
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1.2.      Zur Nachprüfung können wir auf unsere Kosten jederzeit 
sachdienliche Auskünfte und ein mal jährlich umfassende 
Untersuchungen der versicherten Person durch von uns zu 
beauf tragende Ärzte verlangen. Die Bestimmungen des 
Abschnitts B gelten entsprechend.

1.3.      Eine Minderung der Berufsunfähigkeit oder der Pflege-
bedürftigkeit, sowie die Wiederauf nahme bzw. Änderung der 
berufl ichen Tätigkeit ist uns unverzüglich mitzuteilen.

1.4.      Ist die Berufsunfähigkeit weggefallen oder hat sich ihr Grad auf 
weniger als 50 % vermin dert, stellen wir unsere Leistungen ein. 
Die Einstellung teilen wir dem Anspruchsberechtig ten unter 
Hinweis auf seine Rechte aus Abschnitt B Ziffer 3 mit; sie wird 
nicht vor Ablauf eines Monats nach Absenden dieser Mitteilung 
wirksam. Zu diesem Zeitpunkt muß auch die Beitragszah lung 
wieder aufgenommen werden. 

1.5.      Liegt Pfl egebedürftigkeit vor und hat sich der Umfang der 
Pfl egebedürftigkeit unter drei Pfl e gepunkte gemindert, stellen 
wir unsere Leistungen ein. Die Einstellung teilen wir dem 
Anspruchsberechtigten unter Hinweis auf seine Rechte aus 
Abschnitt B Ziffer 3 mit; sie wird nicht vor Ablauf eines Monats 
nach Absenden dieser Mitteilung wirksam. Zu diesem Zeit punkt 
muß auch die Beitragszahlung wieder aufgenommen werden.

1.6.      Ist während der Befreiung von der Beitragszahlungspfl icht die 
jährliche dynamische Erhöhung der Hauptversicherung 
vereinbart, so ergibt sich bei Wiederaufnahme der Beitrags-
zahlung gemäß Ziffer 1.4 bzw. Ziffer 1.5 ein höherer Beitrag. Er 
setzt sich zusammen aus

a)   dem durch dynamische Erhöhungen während der Berufs-
unfähigkeit erreichten Beitrag (für Hauptversicherung und 
Zusatzversicherungen ohne die Berufsunfähig keits-
Zusatzversicherung) und

b)   dem Beitrag für die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung 
selbst, ange paßt an den höheren Beitrag gemäß a).

1.7.      Ist unsere Leistungspfl icht weggefallen und führen wir den 
Versicherungsvertrag beitragspfl ichtig fort, so ist wieder die 
garantierte Rente versichert, die vor dem Eintritt der 
Berufsunfähigkeit versichert war; während der Berufsunfähigkeit 
durchgeführte Erhöhungen aus der Überschußbeteiligung oder 
einer evtl. versicherten Leistungsdynamik bleiben also nicht 
erhalten.
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2.        Verletzung der Mitwirkungspfl ichten nach Eintritt der 
Berufsunfähigkeit
Solange eine Mitwirkungspfl icht nach Abschnitt B Ziffer 1 oder 
Abschnitt C Ziffer 1 von Ihnen, der versicherten Person oder 
dem Anspruchsteller vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht erfüllt 
wird, sind wir von der Ver pfl ichtung zur Leistung frei. Bei grob 
fahrlässiger Ver letzung einer Mitwirkungspfl icht bleiben die 
Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag jedoch inso weit beste-
hen, als die Verletzung ohne Ein fl uß auf die Feststellung oder 
den Umfang unse rer Leistungspfl icht ist. Wenn die Mitwirkungs-
pfl icht später erfüllt wird, sind wir ab Beginn des laufenden 
Monats nach Maßgabe dieser Bedingun gen zur Leistung 
verpfl ichtet.

D.      Allgemeine Vertragsbestimmungen

1.        Verhältnis zur Hauptversicherung
1.1.      Die Zusatzversicherung bildet mit der Hauptversicherung, zu 

der sie abge schlossen worden ist, eine Einheit; sie kann 
– ausgenommen im Fall der Ziffer 1.7 – ohne die Haupt-
versicherung nicht fortgesetzt werden. Spätestens wenn der 
Versicherungsschutz aus der Hauptversicherung endet, bei 
Renten versicherungen auch spätestens bei Ablauf der 
Ansparphase bzw. bei vereinbarter Abrufphase zu deren Beginn, 
erlischt auch der Ver sicherungsschutz aus der Zusatz-
versicherung.

1.2.      Die Zusatzversicherung können Sie für sich allein kündigen. In 
den letzten fünf Versiche rungs jahren der Zusatzversicherung 
kann sie jedoch nur zusammen mit der Haupt versiche rung 
gekündigt werden. 

1.3.      Die Kündigung ist für Sie mit Nachteilen verbunden, da die 
Zusatzversicherung erlischt, ohne daß ein Rückkaufswert fällig 
wird. Ein eventuell vorhandenes Guthaben aus dem Überschuß-
system Verzinsliche Ansammlung wird ausgezahlt. 

Entsprechend § 176 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) wird 
der Rückkaufswert nach den anerkannten Regeln der Ver-
sicherungsmathematik als Zeitwert der Berufsunfähigkeits-
Zusatzversicherung, vermindert um einen Abzug, berechnet. 

Für einen Rückkaufswert stehen jedoch während der gesamten 
Vertragslaufzeit keine Mittel zur Verfügung, da nach Verrechnung 
von bis zur Kündigung angefallenen Risiko- und Ver-
waltungskosten sowie von Abschlußkosten nach dem 
Zillmerverfahren (siehe dazu entsprechenden Abschnitt in den 
Allgemeinen Bedingungen der Hauptversicherung) eventuell 
vorhandene Mittel bei Kündigung aus den folgenden Gründen 
aufgezehrt werden:
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-     Abzug wegen Verschlechterung der Risikosituation
      Kündigungen erfolgen erfahrungsgemäß überwiegend, 

wenn aufgrund des Gesundheitszustands erwartet wird, in 
Zukunft nicht berufsunfähig zu werden und deshalb die 
Aufrechterhaltung der Zusatzversicherung nicht für 
erforderlich gehalten wird. Im Gegensatz dazu wird bei 
inzwischen eingetretenen gesundheitlichen Beein-
trächtigungen nicht auf den Versicherungsschutz verzichtet. 
Für den verbleibenden Versicherungsbestand geht dies mit 
einer Verschlechterung der Risikosituation einher, dadurch 
entstehen durchschnittlich je Versicherungsvertrag höhere 
Risikokosten.

-     Abzug für noch nicht getilgte Abschlußkosten
      Bei Kündigung fehlen Beitragsteile für ausstehende, zum 

Zeitpunkt der Kündigung noch nicht getilgte Abschluß-
kosten.

-     Abzug zum Ausgleich von Unterdeckungen
      Die Aufwendungen für Kosten und Versicherungsfälle sind 

von Jahr zu Jahr zum Teil niedriger, zum Teil höher als die 
jährlichen in gleichbleibender Höhe gezahlten Beiträge. 
Dadurch entstehen Unter- oder Überdeckungen. Da bei 
Kündigung keine Beiträge für Unterdeckungen nachgefordert 
werden, müssen zum Ausgleich dafür Überdeckungen 
verwendet werden.

-     Abzug aufgrund der Überschußbeteiligung
      Unter- und Überdeckungen werden nach den anerkannten 

Regeln der Versicherungs mathematik auf Basis der Beiträge 
ohne Berücksichtigung der Überschußbeteiligung ermittelt. 
Durch die Überschußbeteiligung wurden Ihnen jedoch 
bereits direkt (Beitragsverrechnung) oder indirekt 
(Verzinsliche Ansammlung; Sofortbonus) Teile Ihres 
Beitrags wieder gutgeschrieben. Dem entsprechend müssen 
deshalb eventuelle Überdeckungen durch einen Abzug 
gekürzt werden.

Umwandlung in eine beitragsfreie 
Zusatzversicherung

1.4.      Ein Versicherungsnehmer kann zwar nach der gesetzlichen 
Regelung gemäß § 174 des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG) grundsätzlich die Umwandlung in einen beitragsfreien 
Versicherungsvertrag verlangen. 

Ein eventuell für die Bildung einer beitragsfreien Berufs-
unfähigkeitsrente zur Verfügung stehender Betrag wird jedoch 
aus den in Ziffer 1.3 genannten Gründen durch einen Abzug 
aufgezehrt. Bei einer Riskoversicherungen als Hauptver-
sicherung kann deshalb zu keinem Zeitpunkt eine beitrags -
freie Berufsunfähigkeitsrente gebildet werden. Die Zusatz-
versicherung erlischt; beim Überschußsystem Verzinsliche 
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Ansammlung wird ein eventuell vorhandenes Guthaben 
ausgezahlt.

1.5.      Bei einer Kapitalversicherung auf den Todes- und Erlebensfall 
oder einer Rentenversicherung als Hauptversicherung wird bei 
eingeschlossener Berufsunfähigkeitsrente die Zusatzver-
sicherung zusammen mit der Hauptversicherung in eine 
beitragsfreie Zusatzversicherung umgewandelt. Dabei werden 
rückständige Beiträge verrechnet. Das Verhältnis zwischen der 
Berufsunfähigkeitsrente und der Leistung aus der Haupt-
versicherung wird durch die Umwandlung in einen beitragsfreien 
Versicherungsvertrag nicht verändert. Da aus der Zusatz-
versicherung selbst keine Mittel zur Verfügung stehen (siehe 
Ziffer 1.4), berechnen wir die beitragsfreie Berufsunfähig keits-
rente unter Verwendung von Mitteln aus der Kapital- bzw. 
Rentenversicherung nach den anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathe matik. Erreicht die jährliche beitragsfreie 
Berufsunfähigkeitsrente nicht den Mindestbetrag von 60 Euro, 
so erlischt mit der Beitragsfreistellung die Zusatzversicherung; 
beim Überschußsystem Verzinsliche Ansammlung wird ein 
eventuell vorhandenes Guthaben ausgezahlt.

Für die beitragsfreie Zusatzversicherung gilt, ggf. abweichend 
von einer zuvor getroffenen Vereinbarung für die beitrags-
pfl ichtige Zeit, das Überschußsystem Sofortbonus.

Ist unsere Leistungspfl icht aus der Berufsunfähigkeits-Zusatz-
versiche rung anerkannt, so berechnen wir die Leistung aus der 
Hauptversicherung und den sonstigen Zusatzversicherungen 
(Rück kaufswert, beitragsfreie Versicherungsleistung und Über-
schuß beteiligung) so, als ob Sie den Beitrag dafür selbst gezahlt 
hätten.

1.6.      Ist während der Versicherungsdauer der Zusatzversicherung 
Berufsunfähigkeit eingetreten, so werden Ansprüche aus der 
Zusatzversicherung durch Ablauf oder Rückkauf der Haupt-
versicherung nicht berührt.

2.        Unverschuldete Anzeigepfl ichtverletzung (§ 41 VVG)
Wir verzichten auf die in § 41 des Versicherungsvertragsgeset-
zes (VVG) vorgesehenen Rechte zur Anpassung der Beiträge 
oder zur Kündigung des Versicherungsvertrags wegen 
unverschuldeter Verletzung der vorvertraglichen Anzeige-
pfl icht.

3.        Die Möglichkeit zur Änderung dieser Bedingungen
3.1.      Wir sind berechtigt, die Bestimmungen in

-     Abschnitt A Ziffer 3 zur Berufsunfähigkeit durch Krieg, 
Unruhen oder bestimmte außergewöhnliche Ereignisse,

-     Abschnitt A Ziffer 4 zur Überschußbeteiligung,
-     Abschnitt A Ziffer 5 zur Nachversicherungsgarantie,
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-     Ziffer 1.3 zum Rückkaufswert und
-     Ziffern 1.4 bis 1.5 zur Beitragsfreistellung

nach Zustimmung durch einen unabhängigen Treuhänder mit 
Wirkung für bestehende Versicherungsverträge zu ändern oder 
zu ergänzen,

-     wenn ein Gesetz oder eine Rechtsverordnung geändert wird, 
auf denen ein zelne Bestimmungen des Versicherungs-
vertrags beruhen,

-     wenn sich die höchstrichterliche Rechtsprechung ändert 
und dies unmittelbare Auswir kungen auf den Versiche-
rungsvertrag hat,

-     wenn ein Gericht einzelne Bestimmungen rechtskräftig für 
unwirksam erklärt und die gesetzlichen Vorschriften keine 
Regelung enthalten, die an deren Stelle tritt oder

-     wenn die Kartell- oder die Versicherungsaufsichtsbehörde 
einzelne Bestim mungen durch bestandskräftigen Ver-
waltungsakt als mit dem geltenden Recht nicht vereinbar 
bean standet und die gesetzlichen Vorschriften keine 
Regelung enthalten, die an deren Stelle tritt.

3.2.      Die Befugnis zur Änderung oder Ergänzung besteht in den Fällen  
der oben genannten gerichtlichen oder behördlichen Ent-
scheidung auch dann, wenn es sich um inhaltsgleiche 
Bestimmungen eines anderen Versicherers handelt. 

3.3.      Eine Änderung oder Ergänzung von Bestimmungen ist aufgrund 
der in den Ziffern 3.1 und 3.2 genannten Anlässe nur zulässig, 
wenn 

-     die Schließung einer durch die genannten Änderungs -
anlässe entstandenen Ver tragslücke zur Durchfüh rung des 
Versicherungsvertrags erforderlich ist oder 

-     das bei Vertrags abschluß vereinbarte Verhältnis zwi schen 
Leistung und Gegenleistung in nicht unbedeutendem Maße 
gestört ist und durch die Änderung oder Ergänzung wieder 
ins Gleichgewicht gebracht wird.

Ferner dürfen Sie als Versicherungsnehmer durch die Änderung 
oder Ergän zung nicht schlechter gestellt werden. Dies gilt 
insbesondere für den Umfang Ihres Versicherungs schutzes.

Die Voraussetzungen für die Änderung oder Ergänzung muß ein 
unabhängiger Treuhänder überprüft und ihre Angemessenheit 
bestätigt haben.

3.4.      Die geänderten oder ergänzten Bedingungen werden Ihnen als 
Versicherungs nehmer schriftlich bekanntgegeben und 
erläutert.
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Die Änderungen oder Ergänzungen nach den Ziffern 3.1 bis 3.3 
werden zu Beginn des dritten Monats wirksam, der auf die 
Benachrichtigung folgt, sofern nicht mit Zustimmung des 
unabhängi gen Treuhänders ein anderer Zeitpunkt bestimmt 
wird.

4.        Gültigkeit anderer Bedingungen
Soweit in diesen Bedingungen nichts anderes bestimmt ist, 
fi nden die All ge meinen Bedin gungen für die Hauptversicherung 
sinn gemäß Anwendung.

*)          Eine Deckungsrückstellung müssen wir für jeden Ver-
sicherungsvertrag bilden, um zu jedem Zeitpunkt den 
Versicherungsschutz gewährleisten zu können. Deren 
Berechnung wird in § 341e, Absatz 1 und § 341f, Absatz 1 des 
Handelsgesetzbuchs (HGB) sowie in den zu § 65 Versicherungs-
auf sichts gesetz (VAG) erlassenen Rechtsverord nungen 
geregelt.

Merkblatt bei Einschluß einer 
Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung

a)         Ist bei Ihrem Vertrag die Leistungsdauer  der Berufsunfähigkeits-
Zusatzversicherung kürzer als die Beitragsdauer der Haupt-
versicherung, dann gilt folgende Regelung:

            Nach Eintritt der Berufsunfähigkeit wird Beitragsbefreiung für 
die Hauptversicherung nur bis zum Ablauf der Leistungsdauer 
der Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung erbracht. Besteht 
danach noch Beitragspfl icht für die Hauptversicherung, so ist 
die Beitragszahlung für die Hauptversicherung wieder 
aufzunehmen, auch wenn die Berufsunfähigkeit fortdauert. 

Ist die Dynamik der Hauptversicherung bei Berufsunfähigkeit 
vereinbart, so ist aufgrund der Erhöhungen um jährlich 7 % 
während der Dauer der Berufsunfähigkeit bei Wiederaufnahme 
der Beitragszahlung ein entsprechend höherer Beitrag zu 
zahlen.

b)         Ist die Versicherungsdauer der Berufsunfähigkeits-Zusatz-
versicherung kürzer als die Leistungsdauer, dann gilt:

Ansprüche, die durch Eintritt der Berufsunfähigkeit vor Ablauf 
der Versicherungsdauer entstanden sind, werden auch dann 
noch anerkannt, wenn sie erst später geltend gemacht werden.

 
Auf die Folgen von Obliegenheitsverletzungen gemäß 
Abschnitt C der „Bedingungen für die Berufsunfähigkeits-
Zusatzversicherung“ wird in diesem Zusammenhang aus-
drücklich hingewiesen.
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IV.  BEDINGUNGEN FÜR DIE UNFALL-
ZUSATZVERSICHERUNG (FASSUNG 1/2002)

§ 1     Was ist versichert?

( 1 )       Stirbt der Versicherte an den Folgen eines Unfalls, so zahlen 
wir die vereinbarte Un fall-Zusatzversicherungssumme, wenn

a )   der Unfall sich nach Inkrafttreten der Zusatzversicherung 
ereignet hat und

b )   der Tod eingetreten ist

- während der Dauer der Zusatz versicherung,
- innerhalb eines Jahrs nach dem Un fall und
- vor Ende des Versicherungs jahrs, in dem der Versicherte 

sein 75. Lebensjahr vollendet hat; verstirbt der 
Versicherte nach diesem Zeitpunkt, so leisten wir 
dennoch, wenn der Versicherte den Unfall bei Be nutzung 
eines dem öffentlichen Personenverkehr dienenden 
Verkehrsmittels erlitten hat und das Verkehrsmittel dem 
Ereig nis, das den Unfalltod des Ver sicherten verursacht 
hat, selbst ausgesetzt war.

( 2 )       Bei der Versicherung auf das Leben von zwei Personen wird die 
Unfall-Zusatz versicherungssumme für jeden Versicher ten 
gezahlt, für den die Unfall-Zusatzver sicherung eingeschlossen 
ist, wenn die Versicherten gleichzeitig durch denselben Unfall 
sterben.

Als gleichzeitig gilt auch, wenn die Ver sicherten innerhalb von 
14 Tagen an den Folgen des Unfalls sterben und die sons tigen 
Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllt sind.

§ 2     Was ist ein Unfall im Sinne dieser 
Bedingungen?

( 1 )       Ein Unfall liegt vor, wenn der Versicherte durch ein plötzlich von 
außen auf seinen Körper wirkendes Ereignis (Unfallereignis) 
unfreiwillig eine Gesundheitsbeschä digung erleidet.

( 2 )       Als Unfall gilt auch, wenn durch erhöhte Kraftanstrengung des 
Versicherten an Gliedmaßen oder Wirbelsäule

a )   ein Gelenk verrenkt wird oder
b )   Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kap seln gezerrt oder 

zerrissen werden.

§ 3     In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz 
ausgeschlossen?

( 1 )       Grundsätzlich besteht unsere Leistungs pfl icht unabhängig 
davon, wie es zu dem Unfall gekommen ist.

( 2 )       Soweit nichts anderes vereinbart ist, be steht kein Leistungs an-
spruch aus der Unfall-Zusatzversicherung bei Tod infolge von

a )   Unfällen, die unmittelbar oder mittel bar durch Kriegs- oder 
Bürgerkriegs ereignisse verursacht sind; Unfällen durch 
innere Unruhen, wenn der Ver sicherte auf seiten der Unruhe-
stifter teilgenommen hat. 

b )   Unfällen, die dem Versicherten da durch zustoßen, daß er 
vorsätzlich ein Vergehen oder Verbrechen aus führt oder 
versucht.

c )   Unfällen durch Geistes- oder Bewußt seinsstörungen, auch 
soweit diese auf Trunkenheit beruhen. Wir werden jedoch 
leisten, wenn diese Störungen durch ein unter diese 
Versicherung fallendes Unfallereignis verursacht waren. 

d )   Unfällen des Versicherten 

- als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), 
soweit er nach deutschem Recht dafür eine Erlaubnis 
benö tigt;

- als sonstiges Besatzungsmit glied eines Luftfahrzeugs 
oder Luftsportgeräts;

- bei einer mit Hilfe eines Luft fahrzeugs auszuübenden 
berufl  ichen Tätigkeit;

- bei der Benutzung von Raum fahrzeugen.

e )   Unfällen des Versicherten bei der Teilnahme an Fahrt-
veranstaltungen mit Kraftfahrzeugen, bei denen es auf die 
Erzielung einer Höchstgeschwin digkeit ankommt, und den 
dazuge hörigen Übungsfahrten.

f )    Unfällen, die unmittelbar oder mit telbar durch Kernenergie 
verursacht sind.

g )   Gesundheitsschädigungen durch Strahlen.
      Wir werden jedoch leisten, wenn es sich um Folgen eines 

unter die Ver sicherung fallenden Unfallereig nisses 
handelt.
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h )   Infektionen.
      Wir werden jedoch leisten, wenn die Krankheitserreger durch 

eine unter diese Versicherung fallende nicht unerhebliche 
Unfallverletzung in den Körper gelangt sind.

      Nicht als Unfallverletzungen gelten dabei Haut- oder 
Schleimhautver letzungen, die als solche geringfügig sind 
und durch die Krankheitserreger sofort oder später in den 
Körper ge langen.

i )    Vergiftungen durch Medikamente und Rauschgifte.

j )    Selbsttötung, und zwar auch dann, wenn der Versicherte die 
Tat in einem die freie Willensbestimmung aus schließenden 
Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit be gangen 
hat.

      Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn jener Zustand 
durch ein unter die Ver sicherung fallendes Unfallereignis 
hervor gerufen wurde.

§ 4     Welche Rolle spielen Erkrankungen des 
Versicherten?

Haben zur Herbeiführung des Todes neben dem Unfall 
Krankheiten zu mindestens 50 Prozent mitgewirkt, so vermin-
dert sich unsere Leistung entsprechend dem Anteil der Mit-
wirkung.

§ 5     Was ist zur Vermeidung von Rechtsnachteilen 
nach dem Unfalltod des Versicherten zu 
beachten?

( 1 )       Der Unfalltod des Versicherten ist uns unverzüglich – möglichst 
innerhalb von 48 Stunden – mitzuteilen.

( 2 )       Wir sind berechtigt, die Leiche auf unsere Kosten durch einen 
von uns beauftragten Arzt besichtigen und öffnen zu lassen.

( 3 )       Wird vorsätzlich oder grob fahrlässig ent weder die Mitteilungs-
pfl icht (Abs. 1) ver letzt oder die Zustimmung zur Besichti gung 
oder Öffnung der Leiche (Abs. 2) verweigert, so sind wir von 
unserer Lei stungspfl icht befreit. Bei grob fahrläs sigem Verhalten 
bleiben wir zur Leistung insoweit verpflichtet, als dieses 
Verhalten ohne Einfl uß auf die Feststellung oder den Umfang 
unserer Leistungspfl icht ist.
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§ 6     Wann geben wir eine Erklärung über unsere 
Leistungspfl icht ab?

( 1 )       Zur Feststellung unserer Leistungspflicht sind uns die 
erforderlichen Nachweise zu erbringen.

( 2 )       Nach Prüfung der uns eingereichten und der von uns 
herangezogenen Unterlagen sind wir verpfl ichtet, innerhalb eines 
Monats gegenüber dem Ansprucherheben den zu erklären, ob 
und in welchem Um fang wir eine Leistungspfl icht anerken-
nen.

§ 7     Bis wann können bei Meinungsverschieden-
heiten Rechte geltend gemacht werden und wer 
entscheidet in diesen Fällen?

( 1 )       Wenn derjenige, der den Anspruch auf die Versicherungsleistung 
geltend macht, mit unserer Leistungsentscheidung (§ 6 Abs. 2) 
nicht einverstanden ist, kann er innerhalb von sechs Monaten 
nach Zu gang unserer Entscheidung Klage er heben.

( 2 )       Läßt der Ansprucherhebende die Sechs monatsfrist verstreichen, 
ohne daß er vor dem Gericht Klage erhebt, so sind weiter gehende 
Ansprüche, als wir sie anerkannt haben, ausgeschlossen. Auf 
diese Rechts folge werden wir in unserer Erklärung nach § 6 
Abs. 2 besonders hin weisen.

§ 8     Wie ist das Verhältnis zur Hauptversicherung?

( 1 )       Die Zusatzversicherung bildet mit der Ver sicherung, zu der sie 
abgeschlossen worden ist (Hauptversicherung), eine Einheit; 
sie kann ohne die Hauptversiche rung nicht fortgesetzt werden. 
Wenn der Versicherungsschutz aus der Hauptver sicherung 
endet, so erlischt auch die Zusatzversicherung. Bei Ver-
sicherungen mit Berufsunfähigkeits-Zusatzversiche rung besteht 
die Unfall-Zu satzversicherung auch dann fort, wenn die 
Hauptversiche rung wegen Berufsunfähigkeit des Versich erten 
ganz oder teilweise beitragsfrei wird.

( 2 )       Wird die Leistung der Hauptversicherung herabgesetzt, so 
vermindert sich auch der Versicherungsschutz aus der Zusatz-
versicherung, und zwar auf den Betrag, der dem Teil der 
Hauptversicherung ent spricht, für den der Beitrag weitergezahlt 
wird.

( 3 )       Wenn unsere Leistungspflicht aus der Hauptversicherung 
erloschen oder auf die beitragsfreie Leistung beschränkt war, 
danach aber zusammen mit der Zusatz versicherung ganz oder 
teilweise wieder auflebt, können aus dem wieder in Kraft 
getretenen Teil keine Ansprüche aufgrund solcher Unfälle geltend 
gemacht werden, die während der Unterbrechung des vollen 
Versicherungsschutzes eingetreten sind.
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( 4 )       Die Zusatzversicherung können Sie für sich allein kündigen. Bei 
einer Zusatz versicherung mit laufender Beitrags zahlung haben 
Sie weder Anspruch auf einen Rückkaufswert noch auf eine bei-
tragsfreie Leistung. Bei einer Zusatzver sicherung gegen 
Einmalbeitrag zahlen wir Ihnen den nicht verbrauchten Teil des 
Einmalbeitrags zurück, der nach den anerkannten Regeln der 
Versicherungs mathematik berechnet wird.

( 5 )       Die Zusatzversicherung ist nicht über schußberechtigt.

( 6 )       Soweit in diesen Bedingungen nichts anderes bestimmt ist, 
fi nden die Allge meinen Bedingungen für die Hauptver sicherung 
sinngemäß Anwendung.
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V.   ÜBERSCHUSSBETEILIGUNG

A.       Grundsätzliche Informationen zur 
Überschußermittlung und Überschußbeteiligung

1.        Leistungsgarantien
Der Ihnen für die gesamte Vertragslaufzeit zugesagte 
Versicherungsschutz erfordert von uns eine vorsichtige 
Tarifkalkulation. Wir müssen insbesondere ausreichend 
Vorsorge treffen für eine ungünstige Ent wicklung der ver-
sicherten Risiken und der Kosten. Unsere vorsichtigen 
Annahmen bezüglich der Entwicklung der versicherten Risiken 
und der Kosten führen zu Über schüssen, an denen wir Sie 
beteiligen. Des weiteren beteiligen wir Sie ggf. an den Erträgen 
aus den Kapitalanlagen.

Im folgenden möchten wir Ihnen die wichtigsten Schritte von 
der Entstehung der Überschüsse bis zu deren Verteilung auf die 
einzelnen Versicherungen etwas ausführlicher erläutern.

2.        Entstehung von Überschüssen
2.1.      Überschüsse erzielen wir in der Regel aus dem Risiko- und dem 

Kostener gebnis. Die Überschüsse sind um so größer je weniger 
Versicherungsfälle eintreten und je spar samer wir wirtschaften. 
Ggf. können wei tere Überschüsse aus dem Kapitalan lage-
ergebnis hinzukommen.

Risikoergebnis
2.2.      Bei der Tarifkalkulation haben wir vor sichtige Annahmen 

zugrunde gelegt. Da durch wird sichergestellt, daß die ver-
traglichen Leistungen langfristig auch dann noch erfüllt werden 
können, wenn sich die versicherten Risiken ungünstig 
entwickeln. Ist der Risikoverlauf dagegen in der Realität 
günstiger als kalkuliert, entstehen Risikoüberschüsse.

Kostenergebnis
2.3.      Ebenso haben wir Annahmen über die Kostenentwicklung 

getroffen. Wirtschaften wir sparsamer als kalkuliert, entstehen 
Kostenüberschüsse.

Kapitalanlageergebnis
2.4.      Damit wir unsere Verpfl ichtungen aus den Versicherungs-

verträgen jederzeit erfüllen können, müssen wir eine Deck ungs-
rückstellung bilden und Mittel in ent sprechender Höhe anlegen 
(z. B. in festver zinslichen Wertpapieren, Hypotheken, Darlehen, 
Aktien und Immobilien). Dies überwachen unser Verantwort-
licher Aktuar und unser Deckungsstock-Treuhänder. Bei der 
Berechnung der Deckungsrückstellung wird ein Zinssatz von 
2,75 % zugrunde gelegt. Dies bedeutet, daß sich die 
Vermögenswerte mindestens in dieser Höhe verzinsen müssen. 
In der Regel übersteigen die Kapitalerträge diesen Mindestzins 
und es entstehen Zinsüberschüsse.

3.        Ermittlung und Feststellung der Überschüsse
Die Überschüsse werden nach den Vor schriften des Handels-
gesetzbuches er mittelt und jährlich im Rahmen unseres 
Jahresabschlusses festgestellt. Der Jahres abschluß wird von 
einem unabhängigen Wirtschaftsprüfer geprüft und ist unserer 
Aufsichtsbehörde einzureichen.

4.       Wie erfolgt die Überschußbeteili gung der 
Versicherungsnehmer?

4.1.      Die von uns erwirtschafteten Überschüsse kommen zum 
überwiegenden Teil den Versicherungsnehmern zugute. Der 
übrige Teil wird den Rücklagen des Unternehmens zugeführt. 
Eine Rechtsverordnung zu § 81 c des Versicherungsaufsichts-
gesetzes legt die Beteiligung der Versiche rungsnehmer an den 
Überschüssen fest. An den Überschüssen aus dem Risiko- und 
dem Kostenergebnis beteiligen wir die Versicherungsnehmer 
nach der ge nannten Verordnung in angemessener Weise. 
Außerdem steht den Versiche rungsnehmern nach der derzeitigen 
Fassung der Verordnung mindestens 90 % der Nettoerträge 
(Bruttoerträge abzüglich Aufwendungen) aus denjenigen 
Kapitalanlagen zu, die für künftige Ver sicherungsleistungen 
vorgesehen sind. Soweit die Versicherungsnehmer diese Erträge 
nicht über die oben erwähnte Mindestverzinsung erhalten, 
werden die Erträge für die Überschußbeteiligung ver wendet. Bei 
ungünstiger Ertragslage kann die Überschußbeteiligung jedoch 
auch entfallen.

4.2.      Da die verschiedenen Versicherungsarten in unterschiedlichem 
Umfang zum Über schuß beitragen, fassen wir gleichartige 
Versicherungen zu Gruppen zusammen. Kriterium für die 
Bildung einer solchen Gruppe ist vor allem das versicherte 
Risiko. Danach werden z. B. Risikoversi cherungen, Berufs-
unfähigkeitsversiche rungen, kapitalbildende Lebensversiche-
rungen und Rentenversicherungen jeweils eigenen Gruppen 
zugeordnet.

4.3.      Die Verteilung des Überschusses auf die einzelnen Gruppen 
orientiert sich daran, in welchem Umfang sie zu seiner Entste-
hung beigetragen haben. Den Überschuß führen wir der 
Rückstellung für Beitrags rückerstattung zu. Die Rückstellung 
darf grundsätzlich nur für die Überschußbetei ligung der 
Versicherungsnehmer ver wendet werden. Nur ausnahmsweise 
können wir die Rückstellung im Interesse der Versiche-
rungsnehmer auch zur Ab wendung eines Notstandes (z. B. 
Verlust abdeckung) heranziehen. Hierfür benö tigen wir die 
Zustimmung der Aufsichts behörde.

Kapitel V: Überschußbeteiligung
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5.        Wie erfolgt die Überschuß beteiligung Ihres 
Vertrags?
Ihre Versicherung erhält Anteile an den Überschüssen der 
Bestandsgruppe E112; bei Kollektivversicherungen ist die Be-
standsgruppe statt dessen K121. Die Mittel für die Überschuß-
anteile werden – soweit sie nicht als Direktgutschrift zugewiesen 
werden – der Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
entnommen. Die Höhe der Überschußsätze wird jedes Jahr vom 
Vorstand unseres Unternehmens auf Vorschlag des Verantwort-
lichen Aktuars festgelegt. Wir veröffentlichen die Überschußsätze 
in unserem Geschäftsbericht. Den Ge schäftsbericht können Sie 
bei uns jederzeit anfordern.

6.        Keine Garantie für die künftige 
Über schußbeteiligung
Die Höhe der Überschußbeteiligung hängt von vielen Einfl üssen 
ab. Diese sind nicht vorhersehbar und von uns nur begrenzt 
beeinfl ußbar. Wichtigster Einfl ußfaktor ist dabei die Entwicklung 
des versicherten Risikos und der Kosten. Die absolute Höhe der 
künftigen Überschußbeteiligung kann also nicht garantiert 
werden.

7.        Anpassungsgarantie bei Wahl des 
Überschußsystems Sofortbonus
Sollte die Überschußbeteiligung reduziert werden, so haben Sie 
zu diesem Zeitpunkt das Recht, Ihren Beitrag anzupassen und 
den Versicherungsschutz auf das ur sprüngliche Niveau 
anzuheben, ohne daß eine erneute Gesundheitsprüfung erfor-
derlich wird.

B.       Die aktuellen Überschußsätze (Stand 1/2004)

1.        Überschußbeteiligung Risikover sicherung

Überschußsystem Beitragsverrechnung
Überschußbeteiligung in Prozent des Beitrags ohne Berufs- 
und Risikozuschläge.

Mann Frau
Tarif mit 
Nichtrauchervergünstigung 37 % 30 %

Tarif ohne 
Nichtrauchervergünstigung 44 % 39 %

Überschußsystem Sofortbonus
Überschußbeteiligung in Prozent der garantierten Versiche-
rungssumme ohne Berufs- und Risikozuschläge.

Mann Frau
Tarif mit 
Nichtrauchervergünstigung 83 % 69 %

Tarif ohne 
Nichtrauchervergünstigung 116 % 103 %

2.        Überschußbeteiligung Berufsun fähigkeits-
Zusatzversicherung
Überschußbeteiligung für die Zeit, in der keine Leistung wegen 
Berufs unfähigkeit erfolgt
Die Überschußbeteiligung wird abhängig von der Ein grup-
pierung des Berufs der versicherten Person festgelegt:

Überschußsystem Beitragsverrechnung
Berufsgruppe 1: 42,5 % 
Berufsgruppe 2: 39,0 %
Berufsgruppe 3: 46,0 %
des jeweiligen Beitrags ohne Risikozuschläge.

Überschußsystem Sofortbonus
Berufsgruppe 1: 86,0 % 
Berufsgruppe 2: 73,0 %
Berufsgruppe 3: 97,0 %
der garantierten Rente als Zusatzrente.

Überschußsystem Verzinsliche Ansammlung
Berufsgruppe 1: 42,5 % 
Berufsgruppe 2: 39,0 %
Berufsgruppe 3: 46,0 %
des jeweiligen Beitrags ohne Risikozuschläge, verzinslich ange-
sammelt mit 5,10 %.

Überschußbeteiligung während einer Berufs unfähigkeit
1,85 % der Deckungsrückstellung für Rentenleistung und 
Beitragsbefreiung. Daraus ergibt sich eine jährliche Renten-
steigerung von 1,85 %, bezogen auf die jeweilig gezahlte 
Vorjahresrente und eine zusätzliche Rentenerhöhung durch die 
Überschußbeteiligung aus dem Teil Beitragsbefreiung. Ist nur 
die Beitrags befreiung versichert, werden die Über schußanteile 
verzinslich angesammelt.

C.       Abzüge bei Vertragskündigung
Sie können Ihre Versicherung jederzeit kündigen. Dadurch fehlen 
jedoch Beiträge, die in der Tarif kalkulation für den Ausgleich 
der Ab schluß-, Risiko- und Verwaltungs kosten vorgesehen 
waren. Dies muß bei der Be rechnung des Rückkaufswer tes bzw. 
der beitragsfreien Leistung durch einen an gemessenen Abzug 
berücksichtigt wer den.

Der Abzug beträgt bei der Risikoversiche rung und der 
Berufsunfähigkeits-Zusatz versicherung 100 % der Deckungs-
rückstellung, so daß keine beitragsfreie Summe bzw. Rente 
gebildet werden kann und auch kein Rückkaufswert zur 
Verfügung steht. 
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A.       Private Risikoversicherung 

1.        Einkommensteuer

Beiträge
1.1.      Die Beiträge zur Risikoversicherung, zur Unfall-Zusatz-

versicherung und zur Berufs unfähigkeits-Zusatz versicherung 
sind bei der Ein kommensteuer im Rahmen der Höchstbeträge 
als Vorsorgeaufwendungen abzugsfähig.

Leistungen
1.2.      Die Versicherungsleistung der Risiko versi cherung und einer 

Unfall-Zusatzver sicherung sind stets einkommensteuer frei.

1.3.      Renten aus einer Berufsunfähigkeits-Zu satzver sicherung sind 
einkommen steu erpfl ichtig. Als zeitlich begrenzte Leib renten sind 
sie mit dem Ertragsanteil zu versteuern.

Die Höhe des Ertragsanteils ist abhängig von der Laufzeit der 
Rente ab Beginn des Renten bezugs bis zum vereinbarten Ende 
der Lei stungsdauer der Berufsunfähig keits-Zusatz versicherung. 
Konkrete Werte können aus der Tabelle zu § 55 Ein kommen-
steuer-Durch führungsverord nung (EStDV) entnommen 
werden.

Die folgende Tabelle zeigt beispielhaft die Ertragsanteile bei 
verschiedenen Renten-Laufzeiten:

Renten-Laufzeit 
in Jahren ab Beginn 
des Rentenbezugs

Ertrags-Anteil 
in % der 
gezahlten Rente

5 9 %
10 19 %
15 28 %
20 35 %
25 41 %
30 47 %

2.        Vermögensteuer
Vermögensteuer wird seit 1997 nicht mehr erhoben.

3.        Erbschaftsteuer
Ansprüche oder Leistungen aus Lebens versicherungen 
unterliegen der Erbschaft steuer, wenn sie aufgrund einer Schen-
kung des Versicherungsnehmers oder bei dessen Tod als Erwerb 
von Todes wegen (z. B. aufgrund eines Bezugsrechts oder als 
Teil des Nachlasses) erworben werden. Erhält der Versicherungs-
nehmer die Leistung, ist sie nicht erbschaft steuerpfl ichtig.

Kapitel VI: Steuerregelungen

4.        Solidaritätszuschlag
In bestimmten Fällen wird zusätzlich zur Steuerschuld ein 
Solidaritätszuschlag fällig.

B.       Betriebliche Risikoversicherung

1.        Einkommensteuer

Beiträge
1.1.      Beiträge zu einer betrieblich veranlaßten Risikoversicherung 

(z. B. Schlüsselkraft-Police) sind als Betriebsausgaben abzugs-
fähig.

Leistungen
1.2.      Fällige Leistungen sind als Betriebs ein nahmen zu erfassen.

2.        Vermögensteuer 
Vermögensteuer wird seit 1997 nicht mehr erhoben.

3.        Erbschaftsteuer
Ansprüche oder Leistungen aus Lebens versicherungen 
unterliegen der Erb schaft steuer, wenn sie aufgrund einer 
Schenkung des Versicherungsnehmers oder bei des sen Tod als 
Erwerb von Todes wegen (z. B. aufgrund eines Bezugsrechts 
oder als Teil des Nachlasses) erworben werden. Erhält der 
Versiche rungsnehmer die Leistung, ist sie nicht erbschaft-
steuerpfl ichtig.

C.       Risikoversicherung als Direktversicherung

1.        Einkommensteuer

Beiträge
1.1.      Beiträge zur Direktversicherung sind beim Arbeitgeber als 

Betriebsausgaben abzugs fähig. Beiträge, die ein inländischer 
Arbeit geber zu einer Direktversicherung entrich tet, unterliegen 
der Lohnsteuer. Diese kann individuell nach den steuerlichen 
Verhält nissen des Arbeitnehmers oder mit einem pauschalen 
Satz ermittelt werden.

Eine pauschale Lohnversteuerung ist möglich, wenn
-     eine vorzeitige Kündigung der Ver siche rung durch den 

Arbeitnehmer ausge schlossen wurde,
-     eine Verfügung über das Bezugsrecht durch den Arbeit-

nehmer ausgeschlossen ist,
-     die Direktversicherung im Rahmen des ersten Dienst-

verhältnisses ab geschlossen wurde,
-     der Arbeitgeber die pauschale Lohnsteuer als Schuldner 

übernimmt
      und soweit folgende Jahreshöchstbeiträge nicht über-

schritten wer den:
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- bei Einzel-Direktversicherungen 1.752 Euro,
- bei Kollektiv-Direktversiche rungen 2.148 Euro,

sofern der durch schnitt liche Betrag 1.752 Euro 
nicht über steigt.

1.2.      Individuell lohnversteuerte Beiträge zu Direkt versicherungen 
können bei der Ein kommen steuer-Veranlagung des Arbeit-
nehmers als Sonderausgaben nach den Grundsätzen abgezogen 
werden, die für Beiträge zu privaten Risikoversicherungen gelten 
(siehe oben unter A).

Leistungen
1.3.      Leistungen aus Direktversicherungen sind als Betriebsein-

nahmen zu erfassen, soweit sie dem Arbeitgeber zustehen.

1.4.      Leistungen aus Direktversicherungen sind beim Arbeitnehmer 
einkommensteuerlich wie die entsprechenden Leistungen aus 
einer privaten Risikoversicherung zu be handeln (siehe oben 
unter A).

2.        Vermögensteuer
Vermögensteuer wird seit 1997 nicht mehr erhoben.

3.        Erbschaftsteuer
Zuwendungen an den Arbeitnehmer aus einer Direktversicherung 
sind nicht erb schaft steuer  pfl ichtig.

Zuwendungen an Witwen und Waisen des Arbeitnehmers als 
Bezugsberechtigte einer Direktversicherung sind nicht erbschaft-
steuerpfl ichtig, soweit sie angemessen sind. Erwerben die 
Hinterbliebenen des Arbeit nehmers die Leistungen aus einer 
Direktver sicherung aus dem Nachlaß des Arbeitnehmers, 
unterliegen die Leistungen der Erbschaft steuer.

Leistungen aus Direktversicherungen, die an Witwen und Waisen 
von beherrschen den Gesell schafter-Geschäftsführern einer 
Kapitalge sellschaft gezahlt werden, unterliegen unab hängig vom 
Rechtsgrund des Erwerbs stets der Er bschaftsteuer.

Ob sich aus den Hinterbliebenen-Lei stungen eine Erbschaft-
steuerschuld tatsächlich ergibt, ist von den individuellen 
Verhältnissen ab hängig.

4.        Solidaritätszuschlag
In bestimmten Fällen wird zusätzlich zur Steuerschuld ein 
Solidaritätszuschlag fällig.
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VII. MERKBLATT ZUR 
DATENVERARBEITUNG

A.       Vorbemerkung
            Versicherungen können heute ihre Auf gaben nur noch mit Hilfe 

der elektro nischen Daten verarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so 
lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und 
wirtschaftlich ab wickeln; auch bietet die EDV einen bes seren 
Schutz der Versichertengemein schaft vor mißbräuchlichen 
manuellen Ver fahren. Die Verarbeitung der uns bekannt-
gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Daten-
verarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine 
andere Rechts vorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene 
eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und 
-nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung 
eines Vertrags ver hältnisses geschieht oder soweit es zur 
Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle 
erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, daß 
das schutzwür di ge Interesse des Betrof fenen an dem Ausschluß 
der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

B.       Einwilligungserklärung
            Unabhängig von der im Einzelfall vor zunehmenden Interessen-

abwägung und im Hinblick auf eine sicherere Rechts grundlage 
für die Datenverarbeitung ist in Ihren Versiche rungsantrag eine 
Ein willigungserklärung nach dem BDSG auf genommen worden. 
Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages 
hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und Unfall-
versicherung – schon mit Ablehnung des Antrags oder durch 
Ihren jederzeit mög lichen Widerruf, der allerdings den 
Grundsätzen von Treu und Glauben unterliegt. Wird die Einwilli-
gungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise 
gestrichen, kommt es unter Umständen nicht zu einem Vertrags-
abschluß. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise ge strichener 
Einwilligungs erklärung kann eine Datenverarbeitung und 
-nutzung in dem be grenzten gesetz lich zulässigen Rahmen, wie 
in der Vor bemerkung beschrieben, erfolgen.

C.       Schweigepfl ichtentbindungs erklärung
            Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. 

beim Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine speziel le 
Erlaubnis des Betroffenen (Schweige pfl ichtentbindung) vor aus. 
In der Lebens, Kranken- und Unfall versi cherung (Per-
sonenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweige-
pfl ichtentbin dungs klausel enthalten. Im folgenden wollen wir 
Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Daten verarbeitung 
und -nutzung nen nen.

1.        Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
            Wir speichern Daten, die für den Ver siche rungsvertrag not -

wendig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag 
(Antragsdaten). Weiter werden zum Ver trag versicherungs-
technische Daten wie Versicherungsnummer, Versiche rungs-
summe, Versicherungs dauer, Bei trag, Bankverbindung sowie 
erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines 
Vermittlers, eines Sachverständigen oder eines Arztes geführt 
(Vertragsdaten). Bei einem Versiche rungsfall speichern wir Ihre 
Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie 
z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Be rufsunfähigkeit, die 
Fest stellung Ihrer Repa raturwerkstatt über einen Kfz-Total-
schaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den Aus-
zahlungsbetrag (Leistungsdaten).

2.        Datenübermittlung an Rückversicherer
            Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer 

stets auf einen Aus gleich der von ihm übernommenen Ri siken 
achten. Des halb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken 
an Rück versicherer im In- und Ausland ab. Diese Rück-
versicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungs-
technische An gaben von uns, wie Versicherungs nummer, 
Beitrag, Art des Versicherungs schutzes und des Risikos und 
Risiko zuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. 
Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung 
mit wirken, werden ihnen auch die dafür erforderlichen Un-
terlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen bedienen sich 
die Rückversicherer weiterer Rückversi cherer, denen sie 
ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

3.        Datenübermittlung an andere Versicherer
            Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei 

Antragstellung, jeder Vertrags änderung und im Schaden fall dem 
Versicherer alle für die Ein schätzung des Wagnisses und die 
Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu 
gehören z. B. frühere Krank heiten und Versicherungsfälle oder 
Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen 
(beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Ver-
sicherungsmißbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche 
in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken 
bei den Feststellungen zum ent standenen Schaden zu schließen, 
kann es erfor derlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu 
bitten oder entsprech ende Auskünfte auf Anfrage zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppel-
versicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei 
Teilungs abkommen) eines Austausches von personen  -
bezogenen Daten unter den Versi cherern. Dabei werden Daten 
des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, 
Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes und des 
Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und 
Schadentag.

Kapitel VII: Merkblatt zur Datenverarbeitung
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4.        Zentrale Hinweissysteme
            Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es 

notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung 
des Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungs-
mißbrauch Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an 
andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen 
anderer Ver sicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim GDV 
(Gesamtverband der Deutschen Versiche rungswirtschaft e. V.) 
und beim PKV-Verband (Verband der privaten Kranken-
versicherer) zentrale Hinweis systeme. Die Aufnahme in diese 
Hinweis systeme und deren Nutzung erfolgt ledig lich zu 
Zwecken, die mit dem je weiligen System verfolgt werden dürfen, 
also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Beispiele:
Lebensversicherer - Aufnahme von Sonder risiken, z. B. 
Ablehnung des Risikos bzw. Aufnahme mit Beitragszuschlag

-     aus versicherungsmedizinischen Gründen,
-     aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer,
-     wegen verweigerter Nachunter suchung.

Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung 
seitens des Versicherers; Ab lehnung des Vertrages seitens des 
Ver siche rungsnehmers wegen geforderter Bei trags zuschläge. 
Zweck: Risikoprüfung.

5.        Datenverarbeitung in und außerhalb der 
Unternehmensgruppe

            Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, 
Sachversicherung) und andere Finanzdienstleistungen z. B. 
Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen, Immobilien, werden durch 
rechtlich selbständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden 
einen umfassenden Ver sicherungsschutz anbieten zu können, 
arbeiten die Unternehmen häufi g in Unter nehmens gruppen 
zusammen. Zur Kosten ersparnis werden dabei einzelne Bereiche 
zentralisiert, wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So 
wird z. B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie 
Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe 
abschließen; auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der 
Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, 
d.h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, 
werden in einer zen tralen Datensammlung geführt. Dabei sind 
sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Versicherungsnummer, 
Kontonummer, Bank leitzahl, bestehende Verträge) von allen 
Unter nehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann 
eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei tele fonischen 
Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch 
Geldein gänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen 
korrekt verbucht werden. Die übrigen allgemeinen Antrags-, 
Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von den 
Versicherungsunternehmen der Grup pe ab fragbar. Obwohl alle 

diese Daten nur zur Bera tung und Betreuung des jeweiligen 
Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, 
spricht das Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei der 
die Vorschriften des Bundesdaten schutzgesetzes zu beachten 
sind. Branchenspezifi sche Daten – wie z. B. Gesundheits- oder 
Bonitätsdaten – blei ben dagegen unter ausschließlicher Ver-
fügung der jeweiligen Unternehmen. Un serer Unterneh-
mensgruppe gehören zur Zeit folgende Versi cherungs-
unternehmen an:

Continentale Lebensversicherung a.G.
Continentale Krankenversicherung a.G.
Continentale Sachversicherung AG
Europa Lebensversicherung AG
Europa Krankenversicherung AG
Europa Sachversicherung AG

Daneben arbeiten unsere Versicherungs unternehmen und 
Vermittler zur umfas senden Beratung und Betreuung ihrer 
Kunden in weiteren Finanzdienstlei stungen (z. B. Kredite, 
Bausparverträge, Kapitalanlagen, Immobilien) auch mit 
Kreditinstituten, Bausparkassen, Kapital anlage- und Immo-
biliengesellschaften außerhalb der Gruppe zusammen.

            Zur Zeit kooperieren wir mit:

            Münchner Kapitalanlage AG und
            Aachener Bausparkasse AG.

            Die Zusammenarbeit besteht dabei in der ge genseitigen 
Vermittlung der jeweiligen Produkte und der weiteren Betreuung 
der so gewonnenen Kunden. So vermitteln z. B. die genannten 
Kreditinstitute im Rahmen einer Kunden beratung/-betreu ung 
Versicherungen als Er gänzung zu den eigenen Finanzdienst lei-
stungsproduk ten.

            Für die Datenverarbeitung der vermit telnden Stelle gelten die 
folgenden Aus führungen unter Punkt 6.

6.        Betreuung durch Versicherungsvermittler
            In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des 

sonstigen Dienst leistungs angebots unserer Unternehmens-
gruppe bzw. unserer Kooperationspartner werden Sie durch 
einen unserer Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung 
auch in sonstigen Finanz dienstleistungen berät. Vermittler in 
diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungs -
gesell schaften sowie im Rahmen der Zusam menarbeit bei 
Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen, 
Kapitalanlage- und Immobiliengesell schaften u. a. Um seine 
Aufgabe ordnungs gemäß erfüllen zu können, erhält der 
Vermittler zu diesem Zweck von uns die für die Betreuung und 
Beratung notwen digen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- 
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und Leistungsdaten, z. B. Ver sicherungsnummer, Beiträge, 
Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der 
Versicherungsfälle und Höhe der Versiche rungsleistungen 
sowie von un seren Partnerunternehmen Angaben über 
andere fi nanzielle Dienstleistungen, z. B. Abschluß und 
Stand Ihres Bausparver trages. Ausschließlich zum Zweck 
von Vertragsanpassungen in der Personen versicherung 
können an den zuständigen Vermittler auch 
Gesundheitsdaten über mittelt werden. Unsere Vermittler 
verar beiten und nutzen selbst diese personen bezogenen 
Daten im Rahmen der genann ten Beratung und Betreuung 
des Kunden. Auch werden sie von uns über Ände rungen 
der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist 
gesetzlich und vertrag lich verpfl ichtet, die Bestimmungen 
des BDSG und seine besonderen Verschwie genheits-
pfl ichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu 
beachten. Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird 
Ihnen mitgeteilt. Endet seine Tätigkeit für unser Unter-
nehmen (z. B. durch Kündi gung des Vermittlervertrages 
oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre 
Betreuung neu; Sie werden hierüber informiert.

7.        Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre 
Rechte

            Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutz-
gesetz neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein 
Recht auf Auskunft sowie unter bestimm ten Voraus-
setzungen ein Recht auf Berich tigung, Sperrung oder 
Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten. Wegen 
eventueller weiterer Auskünfte und Erläu terungen wenden 
Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen 
auf Auskunft, Berich tigung, Sperrung oder Löschung wegen 
der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an 
Ihren Versicherer.

Die Continentale Lebensversicherung a. G. ist Mitglied im Verein 
Versicherungsombudsmann e. V. Sie können damit das kostenlose, 
außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen.

Anschrift: 
Versicherungsombudsmann e.V.
Kronenstr. 13
D-10117 Berlin 

www.versicherungsombudsmann.de

Die für Ihren Vertrag zuständige Aufsichtsbehörde ist die

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
– Bereich Versicherungen – 
Graurheindorfer Str. 108
D-53117 Bonn

www.bafi n.de

OMBUDSMANN, AUFSICHTSBEHÖRDEOMBUDSMANN, AUFSICHTSBEHÖRDE
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Continentale Lebensversicherung a. G.
Direktion
Beethovenstraße 6 • D-80336 München
Postfach 15 04 20 • D-80043 München

Neue Adresse ca. ab Mitte 2004:
Baierbrunner Str. 31-33 • D-81379 München
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